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Eis Zizarrenmecher, der ia eigener Betriebsstitte

im Aartrage und für Rechnung einer Zi^arrenfabrik
Zigarren anfertigt, ist Hausgewerbetreibender.
• E. RVA. I (2. Rek.-Sen.) vom 2. Mai 1932 — Is.

4667/30* —.

Ebenso ist ein Schleifer, der in eigener Betriebs¬

stätte im Auftrage und fttr Rechnung einer Schmuik-

warenfabrik SAleiferarbeiten ausführt, Haus-

{ewerbetreibender.
E. RVA. I (2. Rek.-Sen.) vom 18. Mai 1942 —

Ia. 7068/30« —.

Bei der Frage» ob das Einkommen eines Beschä¬

digten gemindert ist (I 12 Abs. 2 RVG.) ist voa

dem Einkommen auszugehen, das der Beschädigte
wihrend der Daner seines letzten Beschäftigungs¬
verhältnisses gehabt hat. sofern dieses nicht nur

vorübergehend oder von kurzer Dauer gewesen ist,

andernfalls von dem letzten Jahreseinkommen.
• E. RVA. II vom 8. Mai 1922 — IIa. K. 336/31 —.

Fällt im Erkrankungsfalie der Barlohn weg und

werden nicht als Zuschufi anzusehende Sachbezuge
weitergezahlt, so ist fttr die Frage, inwieweit der

Anspruch auf Kranken- oder Hausgeld nach I 189

Abs. 1 RVO. ruht, das Kranken- oder Hausgeld im

Verhältnis des Wertes der Sachbezüge zum ge¬
samten Arbeitsentgelt zu kürzen.
• E. des RVA. II (Rev.-Sen.) vom 28. April 19S2. —

IIa K. 88/31* —.

tlMttt.1 Zum Arbeitsentgelt im Sinne des I 189 Abs. 1 RVO

H*45i» Der Weg eines Arbeiters vom Betriebssitz rui Be-

S4I IW. *uCh «einer auswärts wohnendem Eltern unterliegt
nicht dem Versicherungsschutz des I 545a RVO.
• E. des Bayr. LVAmts vom 28. Oktober \9:\\ .___.

A. 358/3! — Mitt. des Bayr. LVA. 1931. ä si

Nr. 1607.
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5eh« rt nicht eine dem Versicherten naA der Been- M

igung des Beschäftigungsverhältnisses im Hinblick
™ ''*•

auf II 84. 87 Abs. 1 BRG. gewährte Abgangsent- S44. S4I

Schädigung. $51
• E. RVA. I (I. Rev.-Sen.) vom 15. Jaai 1932. —

IIa K. 10/321 —.

Das Instandsetzen einer Weckeruhr, mit der da»

Dienstpersonal morgens reditzeitig geweckt v.

soll, ist keine ,,Instandhaltung des Arbeitsei

im Sinne des I 545b RVO. Ein dabei erh

Unfall ist kein landwirtschaftlicher Betriebs' Uli
• E. des RVA. I (8. Rek.-Sen.) vom 20. Mai 1932 -

la 10 428/30 —.

Stiefeltern sind nicht Verwandte der aufsteigendes
Linie im Sinne des I 593 RVO.
• E des RVA. I (8. Rek.-Sen.) vom 19. Mai 1932 -

Ia 8420/30 —.

Ein Schätzungsunterschied um nur 5 v.H. E -\% rbi-

beschränktheit soll den Reditsmittelinstanzen in der

Regel keinen Anlaß geben, einen Bescheid det

VTr. abzuändern.
• E. des Bayr. LVA. vom 15. Oktober 1931 - A

319/31 — Mitt. des Bayr. LVAmts 1931. S. 49 Nr. lbti

Lehrlinge der BGen. gehören nicht zu der nicht¬

ständigen Angestellten der II 2 und 34 der Kaste*

dienstordnung.
• E. des RVA. I (3. Beschlufl-Sen.) vom 2. Mai i*S

— I 12/32 B. S. III —.

Eine nur £anz vorübergehende Unterbrecht n* der

Betriebstätigkeit — z.B. um nadi den schlr

Kindern zu sehen — bedeutet keine Lösu.ig vom

Betriebe.
• E. des Bavr. LVAmts vom 27. November 1931 -

A 535.31 — Mitt. des Bayr. LVA. 1931. S. 58. Nr 'ML

fZOMkl Ein Anspruch auf Familienhilfe ist nur begründet, . .-,,

Hfl. wenn bei Beginn der Erkrankung des Familienmit- Li
glied? der Versicherte die zeitlichen Voraussetzun- '••

gen des I 205 RVO. erfüllt hat. >7,1

E. RVA. 1 (1. Rev.-See.) rom 2. Februar 1932

IIa K. 244/31 — AN. i932, S. IV 237 Nr. 4380.

mw.)
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Gemäfl I 313b Abs. 2 RVO. ist das Krankengeld fttr

jeden Tag der Arbeitsunfähigkeit zu erstatten, der ** im

in die ersten drei Monate nach dem Uebertritt des r?.J..

Bei der Feststellung, ob Invalidität im Sin- i

I 1255 RVO. vorliegt, sind die Sprucbbehör dor

RVO. an die im Verfahren der AlVers. £etn nri

Entschädigungen über die Arbeitsfähigkeit cid._ c-

bunden.
• E. dea Bad. LVA. vom 26. November 193t Ns

206/31 —.

Mitglieds

zur

neuen
Kasse fällt. 1722

Wt

WM.
ata. 1.

2S.MIW

Mitglieds zur neuen Kasse lallt.
•«•«.—

• E. des RVA. 1 (1. Rev.-Sen.) vom 6. Mai 1932 — "34 1744

IIa KE. 399/3M —. Rl

Die Frage, wieviel Stücke einer Fachzeitschrift und
wieviel Tageszeitungen eine Kk. halten darf, ist je¬
weils nach dem vorhandenen tatsächlichen Bedürf¬

nis im Rahmen einer ordnungsmäßigen, dem Zeit¬
verhältais angemessenen, sparsamen Kassenverwal-

tuDg zu beurteilen.
• E. des RVA. II vom 4. Mai 1932 — II K. 148/30

B -.

Die E. 258 des RVA. (AN. 1893. S. 106). dali

Erteilung eines neaen berufungsfähigen Bei

der LV Anstalt die Wirkung eines früheren,

rechtskräftigen Bescheids aufhebe, und dafl d

auch, dann gelte, wenn der neue Bescheid skf

drücklich auf die Rechtslage des früheren F<

berufe, ist auch unter der Geltung der RVO.

maßgebend.
• E. des RVA. II (9. Rev.-Sen.) vom 20. Februar

- IIa 7448/31 - AN. 1932, S. IV 256, Nr. 4402.

•

§1H1
mt.

(§t04.!*r-

f§4St,2tt Auf die für unständig Beschäftigte satzungsmäBig
|M. eingeführte Wartezeit sind nur solche Zeiten einer i.Iet St.

früheren Kassenmitgliedschaft anrechenbar, die bei II. 1.1122

der Kasse des Unständigen zurückgelegt waren.

• E. des RVA. 11 (1. Rev.-Sen.) vom 28. April 1932

— IIa K. 18/31» —.

Die Bestimmung des I 1681 RVO. über An

eines bestimmten Arztes ßudet keine Anv i

wenn durch die Anhörung lediglich eine enden

Beurteiluaz einzelner oder mehrerer der voi

früheren Gutachter des Versicherten bereit

gestellter und berücksichtigter Krankheitsend_• un-

ren herbeigeführt werden soll.
• Een des Sachs. LVAmts vom 29. Aug
17. Oktober 1931 — 546 und 116 IL. 30/31 — G

E. des LVAmts, Bd. II. S. 231, Nr. 66.

fifi S17, Der Weg eines freiwilligen Helfers zur Brand¬

ita 1 Ir 4s statte unterliegt nicht dem Versicherungsschutz nach

S44_'l45a ** S3? Abs.l Nr. 4a. 545a RVO. Dieser beginnt

M
erst mit dem Zeitpunkt des tatsächlichen Eintritts

"* in die Hilfstätigkeit (Betrieb).
• E. des Sachs. LVAmts vom 26. September 1931 —

Nr. 3 U. St./»1 — Grands. E. des LVA. Bd. II. S. 227

Nr. Ol.

§1 1k. 1

lr. 3 »15.
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ni)

Bankkassenboten, die in der Hauptsache dii

vom Postamt abholen oder dort hinbringen. S

und Wrechsel abtragen und abholen, die Pest

machen, verteilen, mit dem Eingangsstempel
sehen u. a. m.. unterliegen niciit der Ang> -

dern der InvV.-Pflicht.
• E. des RVA. III (1.Beschl.-Sen.) vom 1*. März 19»

- III AV. 57/31 B — AN. 1932, S. IV, 240. Nr *Ä
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Freiwilliger Arbeitsdienst und Sozial¬

versicherung
An die Stelle der bisherigen VO. über den frei¬

willigen Arbeitsdienst (FAD.) (vgl. VZ. 1931, S. 410)

ist mit Wirkung vom 1. August 1932 eine VO.

vom 16. Juli 1932 (RGBl. I S. 352) getreten, die

dem FAD. eine größere Ausdehnung geben will.

Während der FAD. bisher nur den Arbeit-

n e h m e r n eine Beschäftigungsmöglichkeit

eröffnen sollte, können sich jetzt alle jungen

Leute an ihm beteiligen, ohne Rücksicht darauf,

ob sie bisher Arbeitnehmer waren, ob sie der

AlVers. unterstanden oder ob sie bereits einen

Anspruch auf Alu. erworben hatten. Neben

den Arbeitern und Angestellten sind nunmehr

auch Studenten, Bauernsöhne, selbständige

Handwerker und andere Personen zuzulassen.

Unverändert soll aber der FAD. hauptsächlich

jüngeren Menschen bis zum 25. Jahre zustatten

kommen. Zu seiner Förderung stellt das Reich

und die RfAuA. Mittel zur Verfügung, die von

einem Reichskommissar zusammengefaßt und

verwaltet werden. Reichskommissar für den

FAD. ist der Präsident der Reichsanstalt

Dr. Syrup, Bezirkskommissare sind die Präsi¬

denten der Landesarbeitsämter.

Ob eine Arbeit aus den Mitteln des FAD.

unterstützt (gefördert) werden kann, entscheidet

der Bezirkskommissar, ob ein Arbeits¬

dienstwilliger aus diesen Mitteln zu

unterstützen (zu fördern) ist, entscheidet der

Vorsitzende des Arbeitsamts, in dessen Bezirk

die Arbeit ausgeführt werden soll. Zur För¬

derung des FAD. wird den Arbeitsdienstwilli¬

gen ein Betrag von höchstens 2 RM. wochen¬

täglich bis zur Dauer von 20 Wochen inner¬

halb eines Zeitraums von zwei Jahren gewährt.
Sind die Arbeiten volkswirtschaftlich wertvoll

(Bodenverbesserungen, Wasserreguiierungen,

Herrichtung von Siedlungsland und ähnliches,

vgl. RABl. 19321, S. 138), dann kann das

rbeitsamt ie Förderungsflauer bis zu 40

Wochen verlängern. Außerdem kann Arbeits¬

dienstwilligen, die mindestens 12 Wochen hin-

Gustav Wasewitz, Berlin-Friedrichshagen

durch solche volkswirtschaftlich wertvollen Ar¬

beiten verrichtet haben, nach näherer Bestim¬

mung der §§ 25, 26 der Ausführungsverord¬

nung vom 2. August 1932 (RGBl. I S. 392) ein

Betrag von 1,50 RM. für jeden Wochentag gut¬

geschrieben und zur Erleichterung von Sied¬

lungen in das Reichsschuldbuch eingetragen
werden.

Inwieweit die Sozialversicherung von dem

FAD. berührt wird, ergibt sich aus den Be¬

stimmungen der erwähnten Ausführungsver¬

ordnung. In kurzen Umrissen ist dazu zu sagen:

1. Arbeitslosenversicherung. So¬

lange für einen Arbeitsdienstwilligen aus den

Mitteln des FAD. Zahlungen (Förderungen) ge¬

leistet werden, erhält er weder eine Alu. noch

eine Kru. Die Zeit der Förderung wird ihm

vom 1. August ab auf die Unterstützungsdauer
der Alu. und Kru. nicht angerechnet, wäh¬

rend alle vor diesem Zeitpunkt liegenden För¬

derungszeiten auf die Unterstützungsfrist an¬

zurechnen waren. Hat der Arbeitsdienstwillige

seinen Anspruch auf Alu. oder Kru. noch nicht

gelterd gemacht oder noch nicht erschöpft,

so kann er diese Unterstützungen nach Be¬

endigung des FAD. beziehen oder fortbeziehen,

wenn er noch arbeitslos sein sollte. Durch den

Fortfall der Anrechnungszeiten bringt die För¬

derung den Arbeitsdienstwilligen also eine

nicht unwesentliche Erweiterung ihrer Unter¬

stützungsrechte. Eine Versicherung gegen Ar¬

beitslosigkeit ist mit dem FAD. nicht ver¬

bunden. Der FAD. ist infolgedessen auf die

Wartefrist des § 95 AVAVG. nicht anzu¬

rechnen.

2. Krankenversicherung. Während des

FAD. ist der Arbeitsdienstwillige wie ein an¬

derer Arbeitnehmer gegen Krankheit ver¬

sichert. Mit dem Beginn und Ende des geför¬

derten Arbeitsdienstes beginnt und endet auch

die Kassenmitgliedschaft. Eine Weiterver¬

sicherung ist zum
— zweifellos nicht b*



absichtigten — Nachteil derjenigen, die vor

dem FAD. bereits weiterversichert waren oder

das Recht zur Weiterversicherung erworben

hatten, nicht zugelassen. Die Arbeitsdienstwil¬

ligen haben aber, wie jeder andere Pflichtver¬

sicherte, nach Beendigung des Arbeitsdienstes

das Recht auf die Leistungen des § 214 RVO.

Erkranken sie binnen drei Wochen nach Be¬

endigung ihres Arbeitsdienstes, so steht ihnen

ein Anspruch auf ihre Regelleistungen zu, so¬

fern die übliche Versicherungszeit zurück¬

gelegt worden ist.

Als Unterstützung ist den Arbeitsdienstwilli¬

gen regelmäßig nur die Krankenpflege

Q 182 Abs. Ziff. 1 RVO.), gegebenenfalls,
<it nur im Rahmen des § 184 RVO.,

auch Krankenhauspflege zu leisten. Diese Lei¬

stungen müssen für diese Beschäftigung als

Regelleistungen im Sinne des § 214

RVO. betrachtet werden. Barleistungen stehen

den Arbeitsdienstwilligen auch im Falle einer

Arbeitsunfähigkeit nicht zu. Familienkranken-

pilege erhalten sie nur, wenn sie unmittelbar

vor dem Beginn des Arbeitsdienstes als Arbeit¬

nehmer oder als Arbeitslose pflichtver¬
sichert waren. Auch hierbei sind wieder —

unbeabsichtigt — diejenigen Arbeitstdienst-

willigen benachteiligt worden, die sich vorher

schon freiwillig oder weiterversichert hatten.

Wochenhilfe, Familienwochenhilfe und Sterbe¬

geld sind den Arbeitsdienstwilligen nicht zu ge¬

währen. Wie die Arbeitslosen sind sie aber

von der Entrichtung des Arzneikostenbeitrages

und der Krankenscheingebühr befreit.

Für die KV. der Arbeitsdienstwilligen ist die

AOKk. des Beschäftig u ngsorts (Dienst¬

orts) oder, wenn eine AOKk. dort nicht be¬

steht, die LKk. zuständig. War der Arbeits¬

dienstwillige vor Beginn des FAD. Empfänger

von Alu. oder Kru., und bezieht er diese

Unterstützungen nach Beendigung des

Arbeitsdienstes weiter, so wird er wieder Mit¬

glied derjenigen Kk., der er vorher angehörte.

Ist er bei diesem Kassenwechsel bereits krank,

dann sind ihm für die weitere Krankheitsdauer

rlie den krankenversicherten Arbeitslosen zu¬

stehenden vollen Leistungen zu gewähren.
Dabei ist die Zeit ejner Krankenpflege während

des Arbeitsdienstes <iuf die weitere Unter¬

stützungsfrist anrechenbar.

Als Arbeitgeber gilt der Kk. gegenüber der

Träger der Arbeit. Träger der Arbeit ist

d« ige, zu denen Gunsten gearbeitet wird

(Gemeinde, Landkreis usw.), während als Trä¬

ger des Dienstes diejenigen Stellen bezeich¬

net werden, die Gruppen von Art> ienst-

willigen für bestimmte Arbeiten zusammen¬

fassen und betreuen (Jugendorganisationen.

Sportvereine, Verbände anderer Art usw.).
Weiteres darüber im RABl. 1931 I S. 180. Ver¬

langt die Kk. die Erstattung von Meldungen,
so hat der Träger der Arbeit die Meldepflichtei
zu erfüllen. Die Kassenbeiträge werd»

aus den Mitteln des FAD. bestritten und de

halb wohl am zweckmäßigsten von dem Ar¬

beitsamt direkt an die Kasse gezahlt. Es be¬

steht aber auch die Möglichkeit, daß der Trä¬

ger der Arbeit als Arbeitgeber die Beitrag«

entrichtet und sich die verauslagten Summ»

von dem Arbeitsamt erstatten läßt. Als Grund

lohn für die Beitragsberechnung sind 1,50 RM.

täglich festgesetzt worden.

3. Unfallversicherung. Für die Be¬

schäftigung im FAD. gelten die Vorschrifte >

der RVO. für die gewerbliche UV. ent¬

sprechend. Die UV. erstreckt sich aber nicht

nur auf Unfälle aus der eigentlichen Arbeit,

sondern auch auf die Teilnahme an Veran¬

staltungen, die der geistigen Fortbildung und

solchen sportlichen Betätigungen dienen, die

von dem Träger des Dienstes angeordnet oder

beaufsichtigt werden. Befinden sich die Ar¬

beitsdienstwilligen in Arbeitslagern, so unter¬

liegen auch häusliche und andere Dienste in

diesen Lagern der UV. Für die Berechnung

der Unfalleistungen sind als Jahresarbeits¬

verdienst 900 RM. anzusetzen.

Träger der UV. sind Reich, Länder und Ver¬

sicherungsverbände sowie solche zu VTrn. er¬

klärte Gemeinden und Gemeindeverbände,

wenn sie oder ihre Mitglieder Träger der

Arbeit sind. In allen übrigen Füllen ist die

Zweiganstalt der Tiefbauberufsgenossenschaft
in Berlin-Wilmersdorf, Babelsberger Str. 16, der

Träger der UV. für die Arbeitsdienstwilligen

(RABl. 1932 I S. 182). Die Beiträge zur UV.

werden von dem Reichskommissar oder der

von ihm bestimmten Stelle direkt an die VTr.

abgeführt.

4. Invaliden-, Angestellten- und

knappschaftliche Versicherung

Für Arbeitsdienstwillige, die bis zur Aufnahme

des FAD. eine Alu. oder Kru. bezogen haben,

werden gemäß § 129 AVAVG. die Anwart¬

schaften in der InvV., AngV. und knapp¬

sehaftlichen Versicherung durch Zahlung der

Anerkennungsgebühr aus den Mitteln des

FAD. aut rechterhalten. Das geschieht auch für

Wohltnhrtserwerbslose, die bis zum Beginn des

FAD. aus den Mitteln der öffentlichen Für¬

sorge unterstützt worden sind, wenn der Für-

sorgeverband es beantragt. Die Aufrechterhal¬

tung der Anwartschaften ist Sache der Arbeit

ämter, nicht des Trägers der Arbeit.

270



Spruch- und Beschlußverfahren

Die RVO. unterscheidet im 6. Buch zwei Ver¬

ti ihrensarten, das Spruchverfahren und das Be¬

schlußverfahren. Grundsätzlich geht dieses dem

Spruchverfahren vor. Treffen jedoch Voraus-

tzungen des Beschluß- und Spruchverfahrens

zusammen, z. B. wenn während eines Spruch-
rfahrens über Gewährung der Kassenleistun¬

gen auch Streit über die VPfl. entsteht, so

dürfen die Spruchbehörden nicht etwa das Ver¬

fahren zur Herbeiführung einer E. nach

| 405 RVO. aussetzen; sie haben vielmehr über

fliese Frage wie über alle Voraussetzungen des

Anspruchs selbständig zu entscheiden. § 178U

KVO. sagt im einzelnen, daß die E.en der Ver¬

sicherungsbehörden im Beschlußverfahren er¬

gehen, soweit das Gesetz nicht das Spruchver¬
fahren vorschreibt. Das muß in jedem Falle

geprüft werden, vor allem auch deshalb, weil

die Anträge der Parteien und die Rechtsmittel,

die sie einlegen können, davon abhängen, wie

diese Frage gelöst wird. Spruch- und Beschluß-

verfahren unterscheiden sich also materiell

durch den verschiedenen Gegenstand, der in

ihnen behandelt wird, formell durch die andere

Zusammensetzung der entscheidenden Instanz,

durch andere Bezeichnung der Rechtsmittel und

durch besondere Eigenheiten des Verfahrens.

Im Spruchverfahren werden grundsätz¬
lich alle Streitigkeiten über die Feststellung der

Leistungen der KV. in erster Instanz, der Fest¬

stellung der Leistungen aller drei Versiche¬

rungszweige für das Verfahren zweiter und

dritter Instanz, Ersatzstreitigkeiten der VTr.

untereinander oder mit den Fürsorgeverbänden
oder anderen Behörden entschieden. Beim

Spruchverfahren stehen sich also stets zwei

streitende Parteien einander gegenüber.

Im Beschlußverfahren können zwar

auch zwei Parteien einander gegenüberstehen,
B. bei einem Streit zwischen dem VTr. und

dem Arbg. oder dem Versicherten über die Bei¬

ti agspflicht (§ 405 RVO.). Beschlüsse können

sonst aber von Amts wegen gefaßt werden,

z. B. in Form einer Anc rdnung von Aufsichts

gen. Im einzelnen kommen für das Beschluß-

Verfahren folgende Gruppen von Streitigkeiten
in Betracht:

»» in der K rilkfll t r s i ( li e r u n g

eitigkeitei iwitdbei rerrchiedeeer kk <•?_ Iber die

irekber *<>n ih—n Betriebe odei Betriebrteile

mgehörefl oder wenn die InMciligten Kassen die Kassen*

pehörigkeit ablehnen,

streit Iber Vereinigung. Auflösung und Schließung rem

Kk en. aawie die Ausscheidung von solches.

eitifkeitea iwitdfeea dea Arbg. und dn v<>" ihm

Bestfiäftigten über die Berechnung m »_____redkanBg
ihrer Benr igrteile,

•nigkeiten der \r Verticfeertei oder ra Tat*

beredes nut einer Kk. Iber das Versidier

''erhaltet! oder aber du- Verpfliditeeg /ur Leistung,
• filung oder Rückzahlung roa -1 n.

Volks*.

Helene Eichler, Königsberg i. Pr.

reiugkeiten zwischen dem kas*en%erband und den

angeschlossenen Kassen aus dem Yerbandsverhaltnis,

Streitigkeiten zwischen dem l'nternehmer eines

Wandergewerbebetriebs und den von ihm Beschäftigten
über Lohnabzüge,
Streitigkeiten zwischen dem Dienstberechtigten und der

Kk. über deren Verpflichtung zur G< Nahrung erweiterter

KPfl..

Streitigkeiten /wisehen dem Vorstand der Kk. und ihren

Mitgliedern über die Festsetzung ree sIrdfen;

b) in der Infali vers i ( liening

Katasterbeschwerden,

Keitrags-, Prämien- und Abschat/ungsl>eschwerden,
(-efahrentarifbeschwerden,

strafbesch werden,

Streitigkeiten Iber die Anordnung des VA., wonach der

Bauherr für die Beiträge zu haften hat, sowie über die

Versagung und die Aufhebung saldier Anordnungen;

in der Invaliden- und Hinterbliebenen-

\ ersicherung
} ntscheidung über Antrage auf Befreiung ree der VPfl..

Streitigkeiten, die aus den Vorschriften über die Ge¬

wahrung eines Heilverfahrens entstehen.

Beschwerden gegen die Aufrechnung der Quittungs¬
karten und den Inhalt der Bescheinigung.
Streitigkeiten über die Beitragsleistungen
Streitigkeiten /wischen Versicherungsanstalten über die

I ra^e. an welche ree ihnen für liestimnite Personen

Beitrage zu entrichten sind,

Streitigkeiten zwischen Ar! und Arbn. über Be¬

rechnung, Anrechnung, Erstattung und Krsat/ der Bei¬

trage.

Beschwerden gegen die Auferlegung von Kosten, die

durch die Teberwachung entstehen.

Beschwerden gegen die Straffestset/ungen der LVA.en

und VAe.

'li a u f allen Gebieten dtr Reichsver-

Sicherung
Beschwerden wegen Umwandlung der Rente in Sach¬

leistungen.

fm Spruchverfahren werden also

die Ansprüche über Leistungen aus

der Versicherung entschieden, im

Besch1ußverfahren dagegen die

vorwiegend verwaltungsmäßigen

Angelegenheiten.

Die entscheidenden Instanzen im Spruchver¬
fahren werden in der Reihenfolge VA., OVA.,

RVA. (in den Ländern Baden, Bayern und

Sachsen LVAmt) als Spruchausschuß, Spruch¬
kammer und Spruchsenat bezeichnet. Im Be¬

schlußverfahren heißen sie Beschlußausschuß,

Beschlußkammer, Beschlußsenat.

Die Zusammensetzung der Spruchausschüsse
und Beschlußausschüs^< ist grundsätzlich die¬

selbe. Sie bestehen aus elem Vorsitzenden des

VA. und je einem Vertreter der Arbg. und der

Versicherten. Es können bei einem VA. meh¬

rere Spruchausschüsse, def n nur ein B<

schlu&ausschuß gebildet werden. Die Spruch¬

kammern bei den OVAe. bestehen aus einem

Mitglied des OVA. und zwei Beisitzern, die* Be¬

schlußkammern dagegen aus dem Vorsitzenden

des OVA., einem zweiten Mitglied und ZW<

Versicherungsvertretern. Der Spruchsenat end¬

lich besteht aus einem Vorsitzenden, einem
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ständigen Mitglied des RVA., einem hinzuge¬

zogenen richterlichen Beamten, einem Arbg.

und einem Versicherten, der Beschlußsenat da¬

gegen aus dem Präsidenten, einem Direktor

oder einem Senatspräsidenten des RVA. als

Vorsitzenden, einem vom Reichsrate gewählten

nichtständigen Mitgliede des RVA., einem stän¬

digen Mitgliede des RVA., einem Arbg. und

einem Versicherten. Die E.en im Spruchver¬

fahren werden als „Urteile" oder „Erkennt¬

nisse*- bezeichnet; im Beschlußverfahren da¬

gegen spricht man von „Beschlüssen".
Gemeinsam ist beiden Verfahren der Anspruch

der Parteien auf rechtliches Gehör. Außerdem

haben die Versicherungsbehörden in beiden

Verfahren die amtliche Pflicht zur Ermitt¬

lung der tatsächlichen Wahrheit (Offizialprin¬

zip), im Gegensatz zu dem von der Verhand¬

lungsmaxime beherrschten Zivilprozeß, wes^-

wegen es nicht so sehr auf das Parteivorbrin¬

gen ankommt, wie auf die tatsächlichen Vor¬

gänge. Im Spruchverfahren wird grundsätz¬
lich Öffentlich und mündlich verhandelt, und zwar

in der Regel in voller Besetzung der einzelnen

Spruchinstanz. In den Ausnahmefällen des

§ 1661 RVO. entscheidet der Vorsitzende des

VA. allein in öffentlicher mündlicher Verhand¬

lung. Vor der Spruchkammer und vor dem

Spruchsenat ist diese Verhandlung des Vor¬

sitzenden allein nicht möglich. Dagegen gibt es

beim VA. und OVA. die Einrichtung der Vorent¬

scheidung durch den Vorsitzenden allein, auch

wenn bereits eine Beweiserhebung vorausge¬

gangen ist, nicht aber, wenn schon eine münd¬

liche Verhandlung stattgefunden hat (§ 1657

RVO.). Gegen eine solche Vorentscheidung

kann entweder das gegen eine „ordentliche" E.

zulässige Rechtsmittel ohne weiteres eingelegt
werden. Statt dessen können aber auch die Pa

teien die mündliche Verhandlung vor der In¬

stanz selbst beantragen.
Im Beschlußverfahren werden die Beisitzer für

gewöhnlich nicht zugezogen. Es wird nur aus¬

nahmsweise mündlich verhandelt, und dann

nicht öffentlich.

Als Rechtsmittel kann im Spruchverfahren

gegen die E* erster Instanz die „Berufung",

gegen die E. in zweiter Instanz in bestimmten

Fällen die „Revision", in Sachen der UnfV. der

„Rekurs" eingelegt werden. Revision und Re¬

kurs unterscheiden sich insoweit, als in der Re¬

vision das entscheidende Gericht an die tat¬

sächlichen Feststellungen der Vorinstanz gebun¬

den ist, während beim Rekurse auch diese tat¬

sächlichen Feststellungen noch Gegenstand der

Verhandlung sein können. Nach der Notver¬

ordnung vom 26. Juli 1930 ist die Revision in

Krankenversicherungssachen ausgeschlossen

worden. Es ist dagegen die Möglichkeit be¬

stehen geblieben, daß das OVA. in bestimmten

Fragen eine Krankenversicherungssache an dos

RVA. zur gnmdsätzlichen Entscheidung ab¬

geben kann.

Die Rechtsmittel im Beschlußverfahren werden

als „Beschwerde44 und „weitere Beschwerde" be¬

zeichnet. Es handelt sich hier um eine soge¬

nannte „Rechtsbeschwerde" zum Unterschied

von der bekannten ..Aufsichtsbeschwerde".

Urteile der Versicherungsämter
Hans Adolf Aye, Hallo (Saalo)

Der Leistungsstreit zwischen dem Versicherten

und der Kk. wird durch das Urteil des VA.

zunächst abgeschlossen. Der Kläger erhält ent¬

weder seinen Anspruch ganz oder teilweise zu¬

erkannt oder er wird mit dem Anspruch ab¬

gewiesen. Andererseits wird festgestellt, ob und

was die Kk. zu leisten h&t.

Das Urteil muß folgenden Inhalt haben:

a) das Rubrum, die Angabe der Parteien und ihrer

gesetzlichen Vertreter, der entscheidenden Stelle (Vor¬

sitzender oder Spruchausschuß des VA.), der Namen

der an der Entscheidung Mitwirkenden und des Tages

der Entscheidung. Aufierdem ist zu vermerken, ob

mündlich verhandelt wurde.

b) den Tenor, d. j. die Entscheidungsformel. Sie

ist gesondert vom übrigen Inhalt der Entscheidung auf¬

zunehmen.

c) den Tatbestand, eine gedrängte Darstellung

des Sachverhalts unter Hervorhebung der Partei

antrage.
d) die Begründung, also die Darstellung der

rechtlichen und tatsächlichen lrwagungen, welche zu

der Entscheidung geführt haben.

e) die l'nterschrift des \ orsit/enden oder, bei

ner Verhinderung, des ältesten Beisitzers.

Für die Parteien hat zunächst die größte Be¬

deutung der Urteilstenor. Die Urteilsfor-

m e 1 muß so abgefaßt sein, daß sie erkennen

läßt, was das Urteil dem Kläger zusprechen
oder nicht zusprechen will. Ein Tenor wie „Der

Klage (oder gar: der Beschwerde) wird statt¬

gegeben" ist in der Praxis unbrauchbar, da der

Kläger mit diesem Urteil nichts anfangen kann.

Will er den ihm zuerkannten Anspruch bei der

Kk. geltend machen, kann immer noch strittig

sein, was denn nun zu leisten ist. Insbesondere

kann der Kläger aus einem solchen Urteil nicht

gegen die Kk. vollstrecken lassen, wenn sie

sich weigert, auf Grund der Entscheidung zu

leisten. Das Urteil muß vielmehr den Anspruch

nach Art und Höhe feststellen (§ 1668 RVO.).

Es muß also etwa lauten: „Dem Kläger steht

Krankengeld in der satzungsmäßigen Höhe

(besser noch: in Höhe von 3,50 RM. täglich)

für die Zeit vom 1. Januar bis 26. März 1932
. *

zu .

Neben der Entscheidungsformel ist am wich¬

tigsten der Tatbestand. Er muß die Partei¬

anträge enthalten, da das VA. nur „innerhalb der

erhobenen Ansprüche" entscheiden kann (§ 31

Verfahrensverordnung). Hat der Kläger keinen
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bestimmten Antrag gestellt, hat er etwa nur

beantragt, „ihm die Kosten seiner Krankheit

zu erstatten", so muß der Vorsitzende kraft

des richterlichen Fragerechtes zunächst fest¬

stellen, was der Kläger mit seiner Klage über¬

haupt begehrt. Andererseits darf, wenn der

Kläger Arztkosten und Krankengeld fordert,
das Urteil ihm nicht nur die Zahlung von

Krankengeld zusprechen. Das VA. muß viel¬

mehr jeden vom Kläger erhobenen Anspruch
auf seine Berechtigung prüfen und darüber

entscheiden. Es genügt nicht, daß darüber in

den Entscheidungsgründen etwas gesagt wird.

Die Entscheidung über sämtliche Klageanträge
muß vielmehr in den Tenor aufgenommen
werden.

Die Parteien müssen, wenn sie die Entschei¬

dung des VA. erhalten, zunächst prüfen, ob

im Rahmen ihrer Anträge entschieden ist und

ob der Urteilstenor in einer alle Zweifel aus¬

schließenden Form gefaßt ist. Ist das nicht der

Fall, so kann jede Partei Ergänzung des Urteils

beantragen (§ 1674 RVO.). Bezieht sich der

Antrag nur auf einen Nebenanspruch oder den

Kostenpunkt, so bedarf es keiner neuen Ver¬

handlung über den Antrag. Lehnt der Vor¬

sitzende die Ergänzung ab, so ist gegen diese

Entscheidung ein Rechtsmittel nicht gegeben;
die Partei kann aber natürlich von dem gegen
die unrichtige Entscheidung gegebenen Rechts¬
mittel Gebrauch machen.

Zuweilen wird der Antrag auf Urteilsergänzung
bereits genügen, um die betroffene Partei zu¬

friedenzustellen. In anderen Fällen ist aber zu

prüfen, ob ein Rechtsmittel eingelegt werden

soll.

Die Urteile des VA. sind vollstreckbar. Die

Rechtsmittel in der RVO. bewirken Aufschub
nur da, wo es das Gesetz besonders bestimmt

(im Spruchverfahren der KV. nicht). Der Klä¬

ger, der ein obsiegendes Urteil erstritten hat,
kann also durch das VA. als Aufsichtsbehörde
die Vollstreckung aus dem Urteil betreiben.

Wann kann die Partei ein Rechtsmittel ein¬

legen? Hier ist zu unterscheiden zwischen den

Vorentscheidungen des Vorsitzenden des VA.
und den Urteilen des Spruchausschusses. Vor¬

entscheidungen können in jedem Falle ergehen,
in dem der Vorsitzende die Sache ohne münd¬

liche Verhandlung für spruchreif hält. Gegen¬
über Vorentscheidungen haben die Parteien die

Wahl zwischen dem Rechtsmittel der Berufung
i das OVA. und dem Antrage auf münd¬

liche Verhandlung vor dem Spruchausschuß.
Von welchem dieser Rechte die Partei Gebrauch

macht, wird sich nach den Umständen des

Einzelfalles richten. Mündliche Verhandlung
wird man da beantragen, wo die Vorentschei¬
dung das Parteivorbringen in tatsächlicher Be¬

ziehung nicht genügend berücksichtigt hat.
Glaubt die betroffene Partei, sie könne durch
eine eingehende Schilderung des Sachverhalts

in mündlicher Verhandlung ein von der Vor¬

entscheidung abweichendes Urteil erreichen, so
wird sie besser Antrag auf mündliche Verhand¬

lung stellen als Berufung einlegen. Merkwürdi¬

gerweise machen aber die Parteien von dieser

Möglichkeit nur verhältnismäßig spärlichen Ge¬
brauch. Wird Berufung eingelegt, so stellt sich
nur zu oft heraus, daß die Sache keineswegs
als so geklärt angesehen werden kann, daß

Spruchreife bestand. Immer wieder findet man

Vorentscheidungen, die den Anträgen der
Parteien keineswegs Rechnung tragen und
deshalb zu Ergebnissen führten, die als ge¬
rechtes Urteil nicht bezeichnet werden

können. Selbstverständlich ist es nicht an¬

gängig, über einen Krankengeldanspruch durch

Vorentscheidung zu entscheiden, wenn noch

nicht einmal die Frage geprüft war, ob über¬

haupt Arbeitsunfähigkeit bestand. Das bedeu¬

tet einen Verstoß gegen die klaren Vorschrif¬

ten der §§ 1652, 1665 RVO. Häufig wird dann

das OVA. von der Möglichkeit der Zurück¬

verweisung an die erste Instanz (§ 1690 RVO.)
Gebrauch machen. Vor dem Spruchausschuß
können die Parteien, Zeugen und Sachverstän¬

dige zumeist einfacher gehört werden als vor

dem OVA. Der Entscheidung durch das OVA.

sollte man die Beurteilung rechtlicher

Fragen überlassen, während die Klärung in tat¬

sächlicher Hinsicht besser vor dem Spruchaus¬
schuß erfolgt.

Bei der Berufungseinlegung muß be¬

sonders auf das Verbot der sog. reformatio in

pejus hingewiesen werden. Wie im Zivil- und

Strafprozeß gilt auch für das Spruchverfahren
der Grundsatz, daß ein erstinstanzliches Urteil

keine Aenderung zuungunsten desjenigen er¬

fahren darf, der allein dagegen Berufung
eingelegt hat. Ist dem Kläger durch das Urteil

des VA. ein Teil seiner Ansprüche zuerkannt

worden und hat nur er dagegen Berufung
eingelegt, so kann das erstinstanzliche Urteil

insoweit in der Berufungsinstanz nicht abgeän¬
dert werden, als es für den Berufungskläger
günstig war. Die Verhandlung vor dem OVA.

kann sich dann überhaupt nur auf den Teil des

angefochtenen Urteils erstrecken, der den

Klageanspruch ablehnte. Lautete die, allein

vom Kläger angefochtene, Entscheidung etwa

dahin, daß ihm für eine bestimmte Zeit die

KPfl. zugesprochen, sein Anspruch auf KG.

für die gleiche Zeit dagegen abgelehnt wurde,

so kann das OVA. über den Anspruch auf KPfl.

nicht entscheiden; diese muß dem Kläger blei¬

ben. Gegenstand des Berufungsverfahrens kann

nur der KG.-Anspruch sein. Das Urteil der

zweiten Instanz kann dann also niemals für den

Kläger ungünstiger sein als die erstinstanzliche

Entscheidung, sondern schlechtestenfalls ebenso

ausfallen.

Dieses Verbot der Schlechterstellung der Partei,
die allein Berufung einlegt, ist in der Praxis
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von ausschlaggebender Bedeutung. Die zur

Leistung verurteilte Kk. kann sich deshalb nicl*t

darauf beschränken, Abweisung der vom

Leistungskläger eingelegten Berufung zu be¬

antragen; sie muß vielmehr, wenn sie die dem

Kläger günstige Entscheidung für ungerecht¬

fertigt hält, ihrerseits Berufung einlegen, um

die Folgen des Verbots der reformatio in pejus
abzuwenden. Hat auch die in erster Instanz

unterlegene Kk. Berufung eingelegt, so kann

das OVA. ihrem Antrage auf Abweisung des

Klageanspruchs des Versicherten nachgeben.
Da die Berufungsfrist einen Monat beträgt,
kann die Kk. in einem solchen Falle nicht zu¬

warten, ob der Kläger Berufung einlegt, son¬

dern sie muß innerhalb der Frist von dem

Rechtsmittel Gebrauch machen. Eine An¬

schlußberufung wie im Zivilprozeß gibt es ;m

Spruchverfahren nicht. Erfährt die Kk. durch

ie ihr vom OVA. zugestellte Berufungsschrift
des Klägers erst nach Ablauf der Berufungs¬

frist, daß die Gegenpmrtei Berufung eingelegt
hat, so kann sie gegen das dem Kläger

günstige erstinstanzliche Urteil nichts mehr

unternehmen.

Die Berufung kann sich aber immer nur gegen

den Tenor einer Entscheidung richten. Ist eine

Partei zwar im Ergebnis mit der Entscheidung
des VA. einverstanden, hält sie aber die Be¬

gründung für unzutreffend, so kann sie d

nicht mit der Berufung monieren. Eine be¬

sondere Berufung gegen die Entscheidungs¬

gründe gibt es nicht.

Wird Berufung eingelegt, so sind bestimmte

Anträge zu stellen. Ohne einen genau formu¬

lierten Antrag weiß das Berufungsgericht
nicht, was die Partei mit dem Rechtsmittel er¬

strebt. Der Antrag ist in der Berufungsschrift
tunlichst äußerlich, am besten durch Ein-

rückung im Schriftsatz, kenntlich zu machen.

Der Antrag müßte etwa lauten:

..Wir legen Berufung ein und beantragen.

die Entscheidung des \ ersicherungsamts aufzuhet.

und zu entscheiden, daß dem Kläger für du Zeit vom

1. Januar bis 26. März 1932 weder ein Anspruch auf

Kiankenpflege noch auf Krankengeld zusteht.

Zui Begründung unserer Berufung führen wir MH . .

Diese erwähnten Fragen pflegen in der Praxis

gerade auch der Kken. häufig zweifelhaft zu

sein.

Zahlung von höherem oder erhöhtem

Kranken- oder Hausgeld.

Für die Beurteilung schwebender Unter¬

stützungsansprüche sind die Verhältnisse zur

Zeit des Eintritts des Unterstützungsfalles, also

der Erkrankung, maßgebend. Die Höhe des

Krankengeldes (KG.) oder des Hausgeldes
(HG.) richtet sich also nach der Lohnklasse,

der die Versicherten zur Zeit des Eintritts der

Arbeitsunfähigkeit angehörten oder nach der

Lohnklasse zur Zeit der Erkrankung.

Anders ist das aber bei versicherten Arbeits¬

losen. Wenn bei ihnen nach Eintritt der Ar¬

beitslosigkeit ein Unterhaltsanspruch entstanden

ist, dann erhöht sich bei ihnen das KG. in dem

Maße, wie sich die Alu. erhöht hätte, wenn sie

nicht krank gewesen wären. Das AVAVG.

sieht das ausdrücklich vor. Sofern nach der

Kassensatzung auf Grund von § 191 zum KG.

Zuschläge gewährt werden für Angehörige, ist

die Sachlage aber bei Pflichtversicherten an¬

ders als bei den Arbeitslosen. Für die Pflicht¬

versicherten bleibt das bis zum Eintritt des

Zeitpunktes, wo ein Unterhaltsanspruch an sie

entsteht, gezahlte KG. auf seiner alten Höhe.

$ 1^1 RVO. sagt ausdrücklich, daß die Satzung
das KG. für Versicherte mit Angehörigen durch

Zuschläge erhöhen kann, wenn der Versicherte

diese Angehörigen „bisher" ganz oder über¬

wiegend „unterhalten hat". In der Begrün¬
dung einer Entscheidung des RVA. vom 2t). Fe¬

bruar 1920 (AN. 1920t S. 187-1S8) wird bezüg¬
lich eines Hausgeldstreites zum Ausdruck ge¬

bracht, daß aus der Form des Zeitwortes „be¬
stritten hat wie es im § 1271 RVO. ge¬

braucht wird, sich ergibt, daß die Voraus¬

setzungen, unter denen das Gesetz einen An¬

spruch auf HG. gewährt, zur Zeit des Beginns
der Krankenhausbehandlung erfüllt sein müs¬

sen. Es muß also bereits „vor" der Heilan¬

staltspflege Unterhalt an Angehörige gewährt
worden sein. Diese Erklärung ist auch zu

übertragen auf die Zahlung von erhöhtem KG.

oder HG. nach § 194 RVO., sofern erst nach

Eintritt der Arbeitsunfähigkeit ein Unterhalts-

anspruch entstanden ist. Im § 18 Abs. 4 <

InVG. vom 13. Juli 1899 und des § 7 Abs. 2

des KVG. vom 15. Juni 1883 wurde besonders

zum Ausdruck gebracht, daß der Erkrankte

den Unterhalt „bisher" gewährt haben mußte.

Es ist eingewendet worden, daß die Fortlassung
des Wortes „bisher" im § 1271 RVO. eine

sachliche Aenderung bedeuten könnte, daß also

bei dem Eintritt eines Unterhaltsanspruchs
während des Erkrankungsfalles doch das

höhere oder erhöhte KG. oder HG. gewährt
werden müsse. Diese Auffassung wurde aber

vom RVA. verneint. Auch die jetzige Fassung

genügt, um die frühere Auffassung und Rechts¬

auslegung aufrechtzuerhalten. Die Erklärung
in der Begründung der Entscheidung des RVA.

vom 26. Februar 1^20 hat man jedenfalls bei

der Abfassung des § 191 RVO. unterlegt, denn

der § 191 enthält entgegen von $ 1271 und

gegenüber dem alten Invaliden- und Kranken¬

versicherungsgesetz wieder das Wort „bisher".
Das Wort „unterhalten" ist dem Wort „be¬
stritten" gleichzusetzen. Es ergibt sich dar ius

zweifellos, daß das erhöhte KG. nach § 191

oder das HG. nach § 186 in Verbindung mit

§ 194 RVO. nicht zu zahlen ist, wenn erst nach

Eintritt der Arbeitsunfähigkeit ein Unterhalts-

anspruch an den Pflichtversicherten herantritt.
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Weiterhin ergibt sich aber auch noch, daß für

e Zahlung von höherem KG. es zwei Formen

tribt, nämlich, daß einmal für den Arbeitslosen

diese Einschränkung nicht gilt und für ihn als

i. derjenige Betrag zu gewähren ist, den der

Arbeitslose als Alu. erhalten würde, wenn er

nicht erkrankt wäre, und zum anderen können

Pflichtmitglieder nach meinen Ausführungen
Zuschläge zum KG. nicht erhalten. Für die

Arbeitslosen gilt die Einschränkimg der „bis¬
herigen" Unterhaltungsverpflichtung nicht.

Verwaltungsdirektor Erich Kilian, Hannover.

Haben die in Krankenhäusern, Heil- und

Pflegeanstalten/ Wöchnerinnen - und

Altersheimen und sonstigen Anstalten

beschäftigten Hausgehilfen das Recht

auf Befreiung nach § 517 RVO. ?

Nich den §§ 434, 435 der RVO. besitzen Haus-

Miilfen, die Mitglieder einer Ersatzkasse sind,
nicht das Recht auf Befreiung von der Mit-

iedschaft der Pflichtkasse. Eine Ersatzkasse,
die in den katholischen Bezirken Westdeutsch¬

lands unter dem weiblichen Dienstpersonal
karitativer Anstalten der katholischen Kirche

Mitglieder wirbt, versucht dieses Hindernis da¬

durch zu beseitigen, daß sie die Dienstboten

in diesen Anstalten nicht als Hausgehilfen, son¬

dern als Gewerbegehilfen bezeichnet, da sie in

keinem privaten Haushalt, sondern in einem

„anderen Erwerbsgeschäft4* im Sinne des § 439

RVO. beschäftigt seien. Nach dieser Vor¬

schrift seien sie berechtigt, die Befreiung von

der Pflichtkasse zu verlangen.

Daß diese Ansicht abwegig ist, zeigt ein Bei¬

spiel. Ein katholischer Karitasverband besitzt

ein Altersheim, in dem Pensionäre, Kleinrentner
und sonstige zahlungsfähige Personen verpflegt
werden. Die Aufwendungen des Altersheims
werden in der Hauptsache durch die Pflege¬
nder gedeckt. Die hauswirtschaftliche Leitung

des Heims liegt in den Händen einer Oberin,
die Ordensschwester ist. Sie und noch einige
weitere Ordensschwestern wohnen in dem

Heim. Die gröberen Hausarbeiten werden von

eine Anzahl weltlicher weiblicher Personen

erledigt, die neben freiem Unterhalt baren Lohn
erhalten. Die Ersatzkasse beruft sich auf die
Een. des RVA. vom 2. März und 10. Novem¬
ber 1926, AN. 1926, S. 384, und 1927, S. 40k
Diese beiden Een. betreffen jedoch die Frage,
wer als Hausgehilfe im Sinne der früheren
5. Ausführungsverordnung zur VO. über Er-

rbslosenfürsorge vom 14. November 1924

(RGBl. I S. 741 und vom 18. Januar 1926,
RGBl. I S. 91) anzusehen war. Der Begriff de

Hausgehilfen im Sinne dieser beiden Verord-
¦

ingen war ein viel engerer, wie der des Haus¬
ehilfen im Sinne des § 165 RVO. Das ist in

den Begründungen der beiden Een. eindeutig
lsgesprochen. Da an die Stelle der früheren

esindeordnungen bis jetzt kein neues Haus¬
hilfenrecht getreten ist, deckt sich der Be-

ies Hausgehilfen nach § 165 RVO. nach
wie vor mit dem früheren Begriff des Dienst¬
boten. Als Dienstbote wurde angesehen, wer

^gemessene hauswirtschaftliche Arbeiten ein-

cher, körperlicher Natur verrichtet und in

die häusliche Gemeinschaft des Dienstherrn

aufgenommen ist. Das RVA. hat entschieden,
daß Dienstboten auch von juristischen Personen

beschäftigt werden können (AN. 1915 S. 594).
In diesem Falle ist das Erfordernis der häus¬
lichen Gemeinschaft schon erfüllt, wenn der
Dienstbote einer von der Herrschaft errichteten

Hausgenossenschaft angehört. Unter Haus¬

genossenschaft wird das Zusammenleben der

Dienstboten mit der Leitung oder Angestellten
des Arbg. in der Anstalt verstanden.

Das hauswirtschaftliche Dienstpersonal kann
also nicht nur in dem vorbezeichneten Karit is-

haus, sondern in allen Anstalten, die der

Krankenbehandlung oder der Verpflegung von

Menschen dienen, nicht als Gewerbegehilfen,
sondern nur als Hausgehilfen angesehen wer¬

den. Gleichgültig, ob diese Anstalten als ein

„anderes Erwerbsgeschäft'' im Sinne des § 439

RVO. gelten oder nicht. Dadurch soll nur be¬

stimmt werden, welche Ansprüche der Haus¬

gehilfe gegen Arbg. und KV. hat, wenn er

neben seiner Tätigkeit im Haushalt auch noch

mit gewerblichen Arbeiten beschäftigt wird.

Ferner wird die Kassenzugehörigkeit des ver¬

schiedenartige Arbeiten ausführenden Haus¬

gehilfen geregelt. Das hauswirtschaftliche Per¬

sonal in Krankenhäusern, Altersheimen usw.

verrichtet jedoch in der Regel nur hauswirt¬

schaftliche Arbeiten. Der § 439 RVO. kann

also in keiner Weise von der Ersatzkasse zur

Stützung ihrer Ansicht herangezogen werden

(siehe auch E. des RVA. vom 18. Dezember

1915, AN. 1916, S. 379).

Nach dieser Rechtslage deckt sich der Begriff
des Hausgehilfen im Sinne des § 165 RVO.

nach wie vor noch mit dem früheren Begriff
des Dienstboten. Durch die bereits wieder auf¬

gehobenen VOen. über die Befreiung von

Hausgehilfen von der Beitragsleistung zur Er¬

werbslosenfürsorge ist kein neuer Hausgehilfen¬
begriff nach $ 165 RVO. geschaffen worden.

Die Hausgehilfen im Karitashaus haben des¬

halb kein Recht auf Befreiung von der Mit¬

gliedschaft bei der Pflichtkasse.

Zu Unrecht ausgesprochene Befreiungen können

rückgängig gemacht werden. Die Forderung

von Beiträgen durch die Pflichtkasse für die

Vergangenheit dürfte jedoch nicht zulässig

sein, da die Pflichtkasse an ihr Anerkenntn

bis zum Zeitpunkt des Widerrufs gebunden ist.

W. H.

Beitragseinzug und Sollbuchführung.

Durch die zweite Notverordnung des RAM.

über RechnungstVihru in der KV. vom

12. Dezember 1930 ist das Beitragssollbuch in

die Reihe der von den Kken. zu führenden

Bücher neu aufgenommen. In ihrer Fronten¬

verlängerung bestimmt die Beitrf_igssollbuch-
führung Gang und Tempo der Zwangsbeitrei¬
bung, welche in größeren Kken. die eigene

Vollstreckungsstelle durchführt. Großen Wert

hat heute die Kassenverwaltung auf den be-

hleunigten Einzug der Beiträge zu legen, we

ein unverzüglicher Einzug nicht nur im Inter¬

esse der Finanzgebarung der Kasse liegt, sor

dern auch im Interesse der Beitragzahlenden.
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Der Arbg. gerät nicht in die Gefahr, die Bei¬

tragsrückstände auf ein Maß auflaufen zu

lassen, die dann nur schwer oder unter den

ußersten Zwangsmaßnahmen getilgt werden

können. Nicht zuletzt sind die Kken. als die

EinzuoMtelien der AlVers.-Beiträge verpflichtet,
das Tempo des Beitragseinzugs zu beschleu¬

nigen, um in der Lage zu sein, die der RfAuA.

und ihren Unterorganen zustehenden Beiträge
ohne großen Verzug abführen zu können, um

eine Festigung der Finanzen der RfAuA. zu er¬

reichen, hat der RAM. die Verordnung zur

Aenderung der Verordnung über die Ein¬

ziehung der Beiträge zur RfAuA. vom 11/ Sep¬
tember 1931 erlassen. Sie enthält Bestimmungen
über die Einschränkung der Beitragsstundungen
von AlVers.-Beiträgen und Vorschriften üoer

die Berechnung von Verzugszuschlägen zu den

AlVers.-Beiträgen. Praktisch erstrebt die Ver¬

ordnung durch Drosselung der Stundung den

beschleunigten Eingang der Beitrage.

Die Kken. sind daher vor die Aufgabe gestellt,
verwaltungstechnisch ein Tempo des beschleu¬

nigten Beitragseinzugs zu finden. Diese Auf¬

gabe hat die Beitragssollbuchführung und die

Vollstreckungsstelle der Kken. zu lösen.

Wie kann durch einen maschinellen Arbeits¬

gang der schnellere Beitragseinzug gewähr¬
leistet werden? § 2 der Verordnung über Rech¬

nungsführung in der KV. besagt, daß die Form

der zu führenden Bücher den Kken. überlassen

ist. Genügende Sicherheit für eine ordentliche

Buchführung muß allerdings gewahrleistet sein.

Viel verbreitet ist deshalb bei den Kken. das

Beitragssoll buch, wegen seiner größeren
Sicherheit gegenüber der S o 11 k a r t e. Das

Beitragssollbuch hat aber den Nachteü, daß es

sich nicht in den maschinellen Arbeitsgang der

Verwaltung eingliedern läßt. In der Verwaltung,
in der der Verfasser tätig ist, ist die Beitrags¬
sollbuchführung des Lose-Blatt-Systems ein¬

geführt. Es werden monatlich Beitragssollisten,
die wie im Beitragssollbuch zweckmäßig nach

Arbeitgeberbezirken aufgestellt sind, ange¬

fertigt, die mit dem von der Verlagsgesellsehaft
deutscher Krankenkassen m. b. H. heraus¬

gegebenen Muster übereinstimmen. Die Soll¬

listen sind in ihren Aenderungen lediglich dem
maschinellen Arbeitsgang angepaßt. Die Auf¬

tragung der Arbg.-Konten verlangt nur einen

geringen Zeitaufwand, da die Sollisten durch die

„Adrema" laufen. Die Festsetzung des Bei¬

tragssolls erfolgt mit der Hilfe der Rechen¬

maschine. Die Ersparnis an Zeit und Energie
liegt auf der Hand, wenn man diesem Arbeits¬

gang die für die Buchungen im Beitragssollbuch
erforderliche Zeit-und Kraftaufwendung gegen¬

überstellt. Mit der maschinellen Buchung des

Solls auf die Arbg.-Konten ist gleichzeitig die

Addition des Solls erfolgt. Es ist nun lediglich
die Zusammenstellung der Arbg.-Bezirke er¬

forderlich, um das Gesamtsoll festzustellen. Ehe

Bearbeitung ist im übrigen die gleiche wie beim

Sollbuch. Das Lose-Blatt-System ist im Ar¬

beitsgang beweglicher und spart Zeit und

Energie, die für andere Aufgaben in der Ver¬

waltung freiwerden.

Walter Bienert. Oschersleben Bode.

Neuregelung der Unfallverhütung.

Die Notverordnung vom 8. Dezember 193i sah

in ihrem fünften Teile, Kapitel II, Abschnitt

eine völlige Umgestaltung der Unfallverhütung
bei den BG.en vor. Die Aufgaben der BG.<

die dem Vorstand und der Genossenschaftsve

Sammlung auf dem Gebiete der Unfallverhütung
und ihrer Üeberwachung obliegen, sollten L

sonderen Organen übertragen werden, den»

Vertreter der Versicherten und ein Gewerbe¬

aufsichtsbeamter angehören. Näheres sollte der

RAM. bestimmen, gleichfalls den Zeitpunkt,
wann dieser Abschnitt in Kraft tritt. Einen Ent¬

wurf des RAM. zur Ausführung der Notverord¬

nung finden *ir in „Die Berufsgenossenschaf
Heft 11, veröffentlicht Den Versicherten ist

innerhalb der Organe der BG.en grundsätzlich
in allen Fragen der Unfallverhütung und ihrer

Üeberwachung die Gleichberechtigung zu¬

erkannt. Vorgesehen ist die Berufung der Ver¬

treter der Versicherten durch das RVA. (LVA.)
auf die Dauer von fünf Jahren. Aus Vor¬

schiaorslisten der wirtschafdichen Vereinigun¬
gen aer Arbn. sollen die Vertreter entnommen

werden, die fachkundig und längere Zeit in

einem bei der BG. versicherten Betriebe be¬

schäftigt gewesen sein sollen. Der Gewerbe¬

aufsichtsbeamte soll vom RAM. auf Vorschlag
der für den Sitz der BG. zuständigen obersten

Verwaltungsbehörde bestimmt werden. Für die

Knappschafts-BG. bestimmt die Bergaufsicht
den Vertreter. Für die landwirtschafdichen

BG.en soll das RAM. geeignete fachkundige
Personen nach Anhörung der für die BG. zu¬

ständigen obersten Verwaltungsbehörde be¬

nennen. Bei der See-BG. bestimmt das RAM.

den Vertreter im Benehmen mit dem Reichs¬

verkehrsminister. Die §§ 21 und 23 der RVO.

sollen entsprechende Anwendung finden.

Ein besonderer Abschnitt ist den landwirtschaft¬

lichen BG.en gewidmet Wird eine landwirt¬

schaftliche BG- von einer staatlichen Behörde

oder von Organen der Selbstverwaltung verwaltet,

so soll der erweiterte Vorstand sich wie folgt
zusammensetzen: Vorsitzender des erweiterten

Vorstandes ist der Vorsitzende der Behörde

oder des Organs der Selbstverwaltung oder

sein Stellvertreter, nach näherer Bestimmung
der Satzung soll er weiter aus der gleichen
Anzahl von Vertretern der Unternehmer und

der Versicherten bestehen. Die Vertreter der

Unternehmer sollen genau wie die Vertreter der

Versicherten an Hand von Vorschlagslisten der

wirtschaftlichen Vereinigungen berufen werden.

Das erweiterte Organ soll seine Geschäfte

nach einer Geschäftsordnung regeln, die der

Genehmigung des RVA. bedarf. Die laufende

Geschäfte können von Unterausschüssen er¬

ledigt werden, die die gleiche Zusammensetze

wie das Hauptorgan haben müssen. In Fällen,

wo die beiden Gruppen nicht gleich stark ver¬

treten sindr sollen bei der Beschlußfassung ir

der stärkeren Gruppe die dem Lebensalter "iach

Jüngsten in entsprechender Anzahl ausscheiden.

Audi die Neuregelung der Dienstver¬

hältnisse der technischen Auf¬

sichtsbeamten ist vorgesehen. Künftig
soll es technische Aufsichtsbeamte des höheren

und mittleren Dienstes geben. Weiter ist vor¬

gesehen, daß das RVA. über Vor- und Aus¬

bildung, Prüfung und Dienstbezeichnung nähe-
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res regeln kann. Das RVA. (LVA.) kann ver¬

langen, daß eine BG. Personen, die früher bei

versicherten Betrieben als Arbn. tätig waren,

im technischen Aufsichtsdienst beschäftigt Die

technischen Aufsichtsbeamten sollen vereidigt
werden auf gewissenhafte Ausübung der ihnen

obliegenden Pflichten und zur unparteiischen
Abgabe der Gutachten. Das RVA. kann dem

technischen Aufsichtsbeamten die Befugnis er¬

teilen, bei Besichtigungen im Namen der BG.

Anordnungen zu treffen. Er kann auch, sofern

Gefahr im Verzuge ist, die Ortspolizeibehörden
sofort in Anspruch nehmen. Eine erhebliche

anderweitige Beschäftigung der technischen

Aufsichtsbeamten mit Arbeiten, die über die

Bestimmung des § 875 Abs. 1 der RVO., der

sonstigen Aufgaben der Unfallverhütimg oder

des Gefahrenklassenwesens hinausgehen, bedarf

der Genehmigung des RVA. Technische Auf¬

sichtsbeamte, die länger als drei Jahre seit der

ständigen Anstellung bei einer BG. beschäftigt
sind, können nur aus wichtigen Gründen ent¬

lassen werden.

Zu diesem Entwurf hat sich der Verband der

deutschen BG.en eingehend geäußert Nach

Ansicht des Verbandes beruht die Bestimmung
der Vierten Notverordnung auf politischen Er¬

wägungen, d. h., man habe mit dieser Bestim¬

mung den Arbn. für die erheblichen Beschrän¬

kungen auf dem Gebiete der Sozialversiche¬

rung, insbesondere für den Wegfall der kleinen

Renten, ein Aequivalent bieten wollen. Diese
Ansicht stützt sich auf die Ausführungen
Dr. Griesers in „Die Reichsversicherung4' (1931,
S. 341). Die Unternehmer empfinden es als

einen Schlag ins Gesicht, daß ihnen die Rechte

auf dem Gebiete der Unfallverhütung beschnit¬

ten werden sollen. In ihrer bisherigen Arbeit

auf dem Gebiete der Unfallverhütung sei von

den BG.en Großes geschaffen worden, das

durch die Schaffung der Normal-Unfallver¬

hütungsvorschriften seinen Abschluß finden
soll. Die Bestimmung der Notverordnung
nehme auf die Psyche des Unternehmertums
keine Rücksicht. Außerdem verursache die an¬

gestrebte Regelung erhebliche Kosten. Dieser

Einwand kehrt des öfteren wieder. Anstoß

nimmt auch der Verband der BG.en an der

Formulierung über die Berufung der Versxher-

tenvertreter. Man ist besorgt, daß als Vertreter
der Versicherten Gewerkschaftsfunktionäre be¬
rufen werden könnten. Den Syndizi der Arbeit-

greberverbände habe man aber den Weg zu den

Organen der BG.en versperrt Durch die Be¬

rufung der Gewerkschaftsvertreter bestünde die

Gefahr, daß die sachliche Arbeit beeinträchtigt
würde und die Politik in die Organe der Unfall¬

verhütung getragen würde. Der Fortschritt der

Technik bedinge es, daß in den Organen der

Unfallverhütung Vertreter der Arbn. wirken

müssen, die in der Betriebsarbeit stehen. Auch

eregen die Neuregelung der Dienstverhältnisse
der technischen Aufsichtsbeamten wenden sich
die BG.en.

Ob der neue Reichsarbeitsminister Schäffer
sich dem Entwurf Stegerwaids anschließt,
bleibt abzuwarten. Sollte die Verordnung im

vorliegenden Wortlaut Rechtskraft erlangen,
würde der erste Weg zur Einflußnahme der
\ ersicherten auf die Unfallverhütung begangen
werden. N.

Die Jahresarbeitsverdienste in der land¬

wirtschaftlichen Unfallversicherung 1932,

In der landwirtschaftlichen UV. werden der

Rentenberechnung Durchschnittssätzeder Jahres¬
arbeitsverdienste (JAV.) zugrunde gelegt,
soweit es sich nicht um Angestellte handelt.

(§§ 932 ff RVO.) Die Festsetzung der JAV. er¬

folgt durch einen Ausschuß, der bei jeder BG.

gebildet wird und aus 1 Vorsitzenden und min¬

destens 8 Vertretern der Unternehmer und der

Versicherten besteht. Den Vorsitzenden des

Ausschusses ernennt der Vorsitzende des

OVA., das für den Sitz der BG. zuständig ist,
aus den Mitgliedern des OVA. Der Vor¬

sitzende des OVA. bestimmt auch die Zahl der

Beisitzer und wählt sie aus den Vorschlags¬
listen der Verbände der Arbg. und Arbn. aus.

Die Beisitzer brauchen dabei weder Unterneh¬

mer noch Versicherte zu sein. An der Fest¬

setzung der JAV. sollen mindestens 4 Bei¬

sitzer mitwirken, davon müssen je die Hälfte

Vertreter der Unternehmer und der Ver¬

sicherten sein. Die Festsetzung des JAV.

durch den Ausschuß bedarf der Genehmigung
des OVA. Kommt es innerhalb einer bestimm¬

ten Frist nicht zur Festsetzung, so kann das

OVA. die durchschnittlichen JAV. selbst fest¬

stellen.

Nach § 935 der RVO. sollen die JAV. gleich¬
zeitig im ganzen Reich für je 4 Jahre fest¬

gesetzt werden. Das RVA. kann bestimmen,
daß in der Zwischenzeit eine neue Festsetzung
stattfindet. Infolge der Veränderung der wirt¬

schaftlichen Verhältnisse in den letzten Jahren

ist hiervon Gebrauch gemacht worden. Die

letzte Festsetzung erfolgte für die meisten

BGen. im Jahre 1930. Im Jahre 1932 haben

alle BGen. neue JAV. festgelegt, die das RVA.

in Heft 4 der Amtlichen Nachrichten veröffent¬

licht.

Eine Durchsicht der Zusammenstellung ergibt
leider das unerfreuliche Bild, daß man bei der

Festsetzung der JAV., insbesondere bei der

Festsetzung für die einzelnen Berufsgruppen
und Altersschichten noch weit von dem Ge¬

danken einer ReichsUV. und einer einheitlichen

Regelung entfernt ist. Gerade auf diesem Ge¬

biete wäre eine Einheitlichkeit für das ganze

Reich unbedingt notwendig. Es bietet sich das

Bild eines völligen Durcheinanders und keiner¬

lei Anpassung der VTr. untereinander. Die

Regelung bedarf unbedingt einer Korrektur, um

zum mindesten in der Abgrenzung der einzelnen

Berufsgruppen und der Altersgrenzen eine

Uebereinstimmung zu erzielen. Schon hier¬

durch könnte viel zur Vereinheitlichung und

Vereinfachung der landwirtschaftlichen UV.

beigetragen werden.

Schon die Festsetzung der Altersgruppe, die

den höchsten JAV. bestimmt, ist unterschied¬

lich geregelt. Bei der größten Zahl der BGen.

wird der Höchstbetrag bei einem Alter von

über 21 Jahren angenommen, während einige
BGen. das 20. Lebensjahr festgesetzt haben.

Auch in den Zwischenstufen ist keine Einheit¬

lichkeit feststellbar. In den meisten Fällen ist

eine Unterteilung vorgenommen in di»- \lter^

stufen von 16 bis 21 und 14 bis lö Jahren.
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Einzelne VTr. haben eine weitere Gruppe von

16 bis 18 Jahren eingeschaltet.
Für die sogenannten landwirtschaft¬

lichen Fa charbeiter (Hofmeister,
Gutshandwerker, Brennmeister, Wirtschafte¬

rinnen usw.), werden bei 20 BGen. die tatsäch¬

lichen JAV. der Rentenberechnung zugrunde
gelegt. Soweit die Facharbeiter nicht Ange¬
stellte waren, erfolgte bei 9 BGen. die Berech¬

nung nach einem durchschnittlichen JAV. Der

höchste festgesetzte Betrag in der Fach¬

arbeiter-Gruppe war 1440 RM. (Oberbayern)
und der niedrigste 855 RM. (Baden, Lohn¬

gebiet 3). Für die weiblichen Facharbeiter war

der höchste Betrag in Mecklenburg-Schwerin
auf 1071 RM. festgesetzt und der niedrigste
mit 570 RM. in Baden (Lohngebiet 3). Ein Ver¬

gleich der JAV. für männliche und weibliche

Facharbeiter ergibt, daß in Mecklenburg-
Schwerin die Sätze gleich sind. Der geringste
Unterschied beträgt 18,26 v. H. (Oberschlesien),
und der höchste 4-0,54 v. H. (Niederbayern).

Die landwirtschaftlichen Betriebsunter¬
nehmer sind bei den meisten VTr. in die

Zwangsversicherung einbezogen. Auch hier er¬

gibt sich bei der Festsetzung des JAV. keiner¬

lei Einheitlichkeit. In 17 Fällen ist für die Be¬

triebsunternehmer ein besonderer JAV. fest¬

gesetzt, während bei den übrigen BGen. die

Berechnung der Renten nach denselben JAVen.

erfolgt wie für landwirtschaftliche Vollarbeiter.

Den höchsten JAV. für männliche Betriebs¬

unternehmer über 21 Jahren hat die Hessische

BG. mit 1050 RM. und den niedrigsten Baden

(Lohngebiet 3) mit 739 RM. Bei den Ehefrauen

der Betriebsunternehmer steht die Lippesche
BG. mit 870 RM. an der Spitze, während Baden

den niedrigsten mit 493 RM. (Lohngebiet 3)
festgelegt hat Bei einer BG. (Oberbayern) ist

für weibliche Betriebsunternehmer ein beson¬

derer JAV. bestimmt worden, der höher ist als

der für Ehefrauen der Betriebsunternehmer.

Ein Vergleich der JAVe. der männlichen Be¬

triebsunternehmer mit denen für Ehefrauen

ergibt, daß die Differenz im niedrigsten Falle

14,19 v. H. (Westfalen) und im höchsten 38,70
v.H. (Pfalz) beträgt
Bei gelernten Gärtnern (die Gartenbau-
und Friedhof-BG. ist nicht für das ganze Reich

zuständig, und außerdem sind viele Gärtne¬

reien als Bestandteile oder Nebenbetriebe ver¬

sichert) erfolgt in 16 Fällen die Berechnung
nach dem tatsächlichen JAV., während in den

übrigen Fällen Durchschnittssätze festgelegt
wurden. Der höchste Betrag für gelernte
Gärtner über 21 Jahre beträgt 1440 RM. (Ober¬
bayern) und der niedrigste 990 RM. (Baden,
Lohngebiet 3). Für männliche, sonstige Gar¬

tenarbeiter über ^21 Jahre betrug der höchste

Satz 2523 RM. (Hamburg, Staatsbetriebe). Es

folgt dfcnn Hamburg (Privatbetriebe) mit

2346 RM. Den niedrigsten Betrag hat die BG.

Schwaben mit 750 RM festgelegt. Bei den

weiblichen Gartenarbeitern war der Höchst¬

betrag 1890 RM. (Hamburg, Staatsbetriebe)
und der niedrigste 450 RM. in Hessen (Lohn¬
gebiet 3).

Für Weinbauarbeiter waren in zwei

Fällen die gleichen Sätze festgestellt wie für

Gärtner, in einem Falle (Hessen-Nassau) wir

der tatsächliche JAV. angenommen. Bei einer
BG. (Rheinland) gelten für Weinbauarbeiter
die gleichen Sätze wie für Arbeiter in der

Land- und Forstwirtschaft. In zwei Fäll

(Hessen und Unterfranken) wurden besonde

Durchschnittssätze ermittelt.

Auch bei den Forstarbeitern ist die

Regelung außerordentlich differenziert. Be_

einer BG. (Schleswig-Holstein) wird bei Forst¬
arbeitern generell der tatsächliche JAV. zu¬

grunde gelegt. In vier Fällen ist die Anwen¬

dung des tatsächlichen JAV. an besondere Be¬

dingungen geknüpft Im günstigsten Falle

(Baden) war notwendig, daß im letzten Jahre

vor dem Unfall der Arbeiter mindestens

200 Arbeitstage beschäftigt war. In zwei

Fällen waren 200 Arbeitstage in den letzten

drei Jahren erforderlich. Bei den durch¬

schnittlichen JAV. weist Anhalt mit 1341 RM.

den Höchstbetrag aus, die Grenzmark mit

720 RM. den niedrigsten. In Preußen hat

Brandenburg mit 1200 RM. die Spitze, während

der niedrigste Satz bei den außerpreußischen
BG. (Schwaben und Niederbayern) 930 RM.

beträgt. In der Altersgruppe 16 bis 21 Jahre

beträgt der Höchstsatz 930 KM. (Braunschweig)
und der niedrigste 549 RM. (Oberschlesien).
Bei der Altersgruppe bis zu 16 Jahren steht

Hessen (Lohngebiet l) mit 570 RM. an der Spitze
und Oberschlesien mit 384 RM. am Ende.

In zehn Fällen ist für Forstarbeiter der gleiche
JAV. wie für Landarbeiter festgesetzt worden.

Bei den qualifizierten Berufsgruppen in der

Forstwirtschaft, soweit sie nicht Angestellte
sind, wie Haumeister, Forstaufseher, wurde

in zwölf Fällen der tatsächliche JAV. an¬

genommen und in vier Fällen besondere

Durchschnittssätze ermittelt. Gegenüber den

gelernten Gärtnern ergab sich in einem Falle

ein höherer Betrag und in zwei Fällen ein

niedrigerer.

Bei der Gruppe der landwirtschaft¬

lichen Arbeiter ist festzustellen, daß

zwei BGen. (Provinz Sachsen und Hessen) für

Geschirrführer eine besondere Rege¬
lung getroffen haben. Hier liegt der Satz

höher als für sonstige landwirtschaftliche Voll¬

arbeiter. In der Provinz Sachsen wird dabei

allerdings ein eigener Hausstand berücksich¬

tigt. Der festgestellte JAV. beträgt in Hessen

1050, 990, 930 RM. (nach drei Lohngebieten ab¬

gestuft) und in der Provinz Sachsen 1044 RM.

Bei der Hessen-Nassauischen BG. wird der

Rentenberechnung für Geschirrführer der tat¬

sächliche JAV. zugrunde gelegt. Bei den

übrigen BGen. gelten für Gespannführer dl

selben Sätze wie für sonstige landwirtschaft¬

liche Vorarbeiter, teilweise sind sie mit an¬

deren Gruppen verbunden.

In Württemberg sind für die Landwirtschaft

zwei Lohngebiete (für die Forstwirtschaft 3),
in Baden, Hessen und Pommern je drei ge¬

schaffen worden.

Der höchste JAV. für landwirtschaftliche

Vollarbeiter über 21 Jahre wird in Ham¬

burg (Staatsbetriebe) angenommen mit 2523 RM.,
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(ler niedrigste in der Grenzmark Posen-West¬

preußen mit 720 RM. In Preußen ist der

chste Betrag 1200 RM. (Brandenburg für

Deputanten), bei den außerpreußischen der

niedrigste 739 RM. (Baden, Lohngebiet 3).
Bei den männlichen landwirtschaftlichen Ar-

itern in den Altersgruppen 16 bis 21 Jahre

wurde in Hamburg (Staatsbetriebe) mit 2160 RM.

der Höchstbetrag und mit 405 RM. (Pommern,

Reg.-Bez. Köslin) der niedrigste Betrag ange-

mmen. Bei den preußischen BGen. beträgt der

höchste Betrag 900 RM. (Brandenburg, Depu¬
taten) und bei den außerpreußischen BGen.

«Mittelfranken) 513 RM. In der Berufsgruppe
zu 16 Jahren steht Hamburg (Privatbetriebe)

mit 651 RM. an der Spitze, der niedrigste Be¬

trag wird angewandt in Pommern (Reg.-Bez.
»slin) mit 264 RM. Für Preußen ergab sich

der Höchstbetrag in Schleswig-Holstein mit

030 RM. und der niedrigste bei den außer¬

preußischen BGen. mit 408 RM. (Baden, Lohn-

ffebiet
3).

n der Gruppe der landwirtschaftlichen Arbei¬

terinnen haben fünf BGen. für Mägde besondere

Durchschnittssätze geschaffen. Der höchste Be¬

trag (über 21 Jahre) beträgt 705 RM. (Hessen,
Lohngebiet 1) und der niedrigste in Branden¬

burg mit 510 RM. Bei den übrigen land¬

wirtschaftlichen Vollarbeite¬

rinnen (über 21 Jahre) steht Hamburg
(Staatsgebiet) mit 1890 RM. an der Spitze. Es

folgt dam Westfalen mit 882 RM. Der nied¬

rigste Satz wurde in Brandenburg mit 408 RM.

ermittelt. Bei den außerpreußischen BGen. hat

Hessen (Lohngebiet 3) mit 450 RM. den nied¬

rigsten Satz. In der Altersgruppe 16 bis

21 Jahre wurde in Hamburg (Staatsbetriebe)
mit 1620 RM. der höchste Betrag und der

niedrigste bei der Pfälzischen BG. mit 330 RM.

festgestellt. Walter Naumann, Merseburg

ANGESTELLTE UND BEAMTE

Angleichung in Mecklenburg-Schwerin.
Hilaß des Mecklenburg-Schweriner Finanz¬

ministeriums (Gz.I.A.4362) vom 22. August 1932.

Unter Aufhebung des Erlasses vom 12. Juli —

I. A. 4362/23 (siehe Volkstümliche Zeitschrift

Nr. 17/32, S. 248) — wird auf Grund des §2
pitel III, Dritter Teil der Dritten Notverord¬

nung des Reichspräsidenten zur Sicherung von

Wirtschaft und Finanzen usw. (RGBL I S. 537),
des § 7 Abs. 2, Kapitel I des Zweiten Teils der

Zweiten Notverordnung des Reichspräsidenten
zur Sicherung von Wirtschaft und Finanzen

vom 5. Juni 1931 (RGBl. I S. 282) und der §§ 12

und 13 der Dritten Verordnung des Staatsmini¬

steriums vom 22. September 1931 zur Siche¬

rung der Haushalte des Landes und der Ge¬

meinden in der Fassung der Bekanntmachung
vom 27. Oktober 1931 (RB1. I S. 303) folgen¬
des verordnet:

\. I. Eingruppierung: Dic Dienstbezüge der

Nn-, stellten der Orts- und I andkken. werden, soweit

sie bisher günstiger geregelt waren, wie folgt fettgesetzt:
Reich*beso?dunf§«

i Geseklftsfftkrer bei einer «»rdnung
Mitglieder/ahl von Bes.- (ir

s) Aber 12 000 A 2 d
b) iber *000 bis 12 000 A :*

Onher 6000 bis *000 \ 4 b

d) übet MM bis 6000 (ohne die letzte Stufe) \ 4 «1

iber 1500 bis MM A4«)

der wenn sit» die Beforderungsprüfung abge¬
bet haben oder um l. Oktober 192? bereits
1" I )i<aiistjahre als (»eschäftsführer zu rück fielest

Iten \ 4 (

Iber tooo bis iMt bei dee Ortskreekem-
iea i

wens iie die Befördernngsprftfann abgelegt
bei oder am 1. Oktober 1927 bereits IS

sstjekte als Geschäftsführer zurückgehet
ttea A 4 d

bei den Landkrankenkassen A 6

1 drr r ingruppierung dor Geschäfts! uhrer wird die

MitgÜederaanj nach dea Durchschnitt (ier letztes riei

Jahre (1928 bis 1931) errechnet. Die im Amt befind-
Geschfiftsfikrer erhalten diese Besoldung btl

ZU ihrem Ausscheiden. rür den Nachfolger wird die
I mirruppierung nach dein Durchschnitt der Mitglieder-
/ hl in seinem Diensteintritt rorhergehendea letztes

Jahren neu festgesetzt. \uch hier wird die so

'/te Besoldung bis /um Insnchciden des Be-

ernten gewährt.

2. Stellvertretende Geschäftsführer

bei kken. der GröSe t (über 12 000 Mitglieder] \4b

Diese» Stellen sind in den Dienstordnungen als künftig
wegfallend /u bezeichnen.

3. Sektionsnesekiftsftkrer A 6

I feiwerdende Stelle* werden in Sekretaistellen der
Bes.-(,r. A 7 umgewandelt.

4. Abteilungsleiter bei Kassen der Große 1

(über 12 000 Mitglieder) A 4 a

ohne die letzten beiden Stufen.

5. 0 b e r s e k r e t ä r e mit Beforderungsnrüfung (Res*
danten. Angestellten des aAa leriiren Bürodienstes |

A 4 C

6. Obersekretäre ohne Beförderungsprüfung —

künftig wegfallend — A 4 d

7. S e k r e t ä r e mit Anstelliingsprüf ung A 7

8. Assistenten mit Anstellungsprüfung ..
A 8 a

9. Stenotypistinnen und 9 t e n 0 t > p i s t e n.

die mehr als ISO Silben schreiben A 9

10. k a s s e n s e h i 1 f e n und kas ... e n g e h 1 1 •

f i n n e n bei den kassengroßen 1—3 A 9

bei anderen KaseeagrSSen \ It

II K r a n k e n 1) e s u c h e r \ ) I

mit Uebergang nach A 9, nachdem die letzte Stufe der

Bes.-Gr_ A It gwd Jahre lang bezogen wurde.

u. Beitragseieholer I 10

soweit sie auch k rankenbesudie oder \ ollziehuiigstati.'.-

keit in erliebliihem linfange zu machen haben, sind

si«- den kranke n b e s u c li B r n gleichzustellen.

13. kass.nl» den a 12

14. Bei dauernden Hilfskräften, die noch nicht fest an

gestellt sind.

a) soweit es sich um Hilfskraft«» handelt, die nach

VorbUdeeg und Tätigkeit für eine* spatere Anstellun :

in «»iner Stelle der Beidisbeamtenbesoldungsgrupnc
A B a und aufuarts in 1 rage kommen, bis zum voll¬

endeten IS. Lebensjahre Ml RM., 16.: 762. 17.: 922,

1062, 19.: 1222, 20.: 1363, 21.: ISM, 22.: 1360, 23:

1500, 24.: 1690, 25.: 1680, 26.: 1850 und darauf l>is zur

festen Anstellung 2000 RM. jährlich. Za dieses Sitzen

tritt der Wohneagsgeldsaschal der farifklasse \* wie

er den La ndcsheamteii auf (»rund d- Besoldungs¬

gesetzes ron 6. Februar 1928 und dei § 5 Absatz I

der Dritten Verordnung des Staatsministeriasss rom

22. Septembei I9:n in der Fassens !«•> Artikels J

Ziffer 2 der Fünften Verordnana dei Staatsaünisterieass

ron 29. Dezember 1931 (RB1. S 149) zusteht;

l>) ioweil es sidi nn Hilfskräfte bandelt, die sach iii

ritigkeit nur für eine spatere Vnstellung in einei

B -(ir. A ** und sbwirtl in Frage kommen, bis /um

rollendeten 13. Lebensjahre S20 RM., 16.: 659, 17.:

>ib. 19.: lins 20.: 117->. 21.: IMt, 22.: 1300. 2

13M, 24 : 1400. 2V: 1400. 26.. läXK) und die darauf za:
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I%»aigen festen Anstellung 1700 RM. jährlich. Zu diesen

batzen tritt, ebenso wie vorstehend unter A, der

WohnungsgcJdzuschufl der Tarifklasse VI, wie ihn die

Landesbeamten beziehen.

II. Besoldungsdienstalter: Das für die Be¬

messung der Dienstbezüge in den einzelnen Besol¬

dungsgruppen maßgebliche Besoldungsdienstalter (BDA.)

ikt nach den Vorschriften des Kelchsbesoldungsgesetzes
*om 30. April 1920 bzw. 16. Dezember 1927 und den

zugehörigen Ausführungsbestimmungen festzustellen.

III. (Gehaltskürzungen : Die sich aus Abschnitt

A I und II ergebenden neuen Dienstbezüge unterliegen
ebenso wie die bisherigen Dienstbezüge den allge¬
meinen Kürzungsverordnungen (zur Zeit also einer

kurzung nach den Vorschriften der Ersten, Zweiten und

Dritten Cehaltskürzungsrerordnung des Reiches, wie sie

in den Durchführungsbestimmungen des Reiches rom

17. Dezember 1931 zur Dritten Gehaltskürzungsverord-
nunir. abgedruckt im Regierungsblatt 1931, S. 350, zu¬

sammengefaßt worden sind).

1\. Ausgleichszulage: Krgibt sidi infolge
der Durchführung der in A, I und II dieser Veroid-

nunc getroffenen Bestimmungen eine Senkung der

Tienstbezüge gegenüber dem Stande der Bezüge vom

30. September 1931 um mehr als 10 v. H. der un-

_:» kürzten Bezüge rom 30. September 1931, so ist der

überschießende Betrag, soweit er nicht durch Steigen
der Dienstbezüge ausgeglichen wird, den Angestellten
als Ausgleicbszulage zu belassen. Für die Zeit vom

1. Januar 1933 ab wird der rorgenannte Hundertsatz

auf 12 r. 11 und für die Zeit vom 1. Januar 1934 ab

auf 14 v. H. erhöht Vom 1. Januar 1935 ab ist eine

Acsgleichszulage nicht mehr zu gewahren.

Beispiel : Ein verheirateter Abteilungsleiter einer

Krankenkasse in einem Ort der Ortsklasse B bezog

am 30. September 1931 ein Gehalt von (angenommen)

bOOO RM. Grundgehalt und dazu einen Wohnungsgeld¬
zuschuß von 792 RM. jährlich. Nach Abschnitt A, I

dieser Verordnung ist der Abteilungsleiter in die Bes.-

Gr- A 4 a ohne die beiden letzten Stufen (3000 bis

r>200 RM.) eingruppiert. Nach den Heichsbesoldungsvor-
schriften stellt sich sein BDA. in dieser Gruppe (vgl.
Abschnitt A, II dieser Verordnung) auf den 1. Juli
190« Ab 1. September beläuft sich hiernach sein ua-

kür/tes Diensteinkommen auf 4200 HM. Grundgehalt
und 792 RM. Wohnungsgeldzuschuß, zusammen 4992 RM.

jährlich. An Kürzungen nach der I., II. und III. Ge¬

haltskürzungsverordnung (RB1. 1931, S. 350) gehen ab

2t v. H. — 30. also verbleiben 3973,68 RM.

\m 30. September 1931 erhielt dieser Abteilungsleiter
NKH) RM. Grundgehalt, 792 RM. WohnunesceldzuschuP,

zusammen 6792 RM. Ab Kürzung I. II unei III (22 v. H.

— 90 RM.) 1404.24 RM.; es verbleiben 5387,76 RM.

Nach Abzug der gekürzten Dienstbezüge am 1» Sep¬
tember 1932 von MTl.hX RM. ergibt sich ein Verlust

von 1414.08 RM. 10 v. H. der ungekürzten Bezüge am

30. September 1931 von 6792 RM. ergeben 679.20 RM.

Der I ntersehiedsbetrag von 734,88 RM. ist dem Beamten

/u mmii jet/iiren «rekurzten Dienstbezügen \on

3973,68 RM. als A u s g 1 e i c h s z u 1 a g e bis

31. Dezember 1932 zu gewähren, so dafl im gai

4708,36 RM. zu zahlen sind.

Vom 1. Januar 1933 ab beträft der Höchstverlust i

dieser Verordnung statt vorher 10 v.H. — 12 w. IL

Mithin stellt sich die Berechnung der Ausgleiehszui -.

wie folgt: Gesamtverlust (s. oben) 1414,08 RM., 12 v.H.

von 6792 RM. = 815,04 RM., mithin Ausgleie

Zulage 599.04 RM., dazu das Diensteinkommen roa

3973,68 RM.t so daß auszuzahlen sind 4572,72 RM. jähr¬

lich.
Am 1. Juli 1933 steigt der Abteilungsleiter in der Res-

Gr. A 4a gemäß seinem BDA. vom 1. Juli 1923 auf

die nächsthöhere Stufe. Er erhält mithin ein Grund¬

gehalt von 4450 RM., Wohnungsgeldzuschuß 792 RM
,

zusammen 5242 RM. Ab Kürzung I, II und III (21 v. H.

— 30 RM.) = 1070,82 RM. Es verbleiben 4171,18 R.M

Nach dem Stande vom 30. September 1931 stellt si

das gekürzte Diensteinkommen auf 5387,76 RM. Nach

Abzug des gekürzten Einkommens am 1. Juli 1933 von

4171.18 RM, Es ergibt sich ein Unterschied von 1216

Reichsmark. 12 v. H. der ungekürzten Bezüge vom

30. September 1931 = 815,04 RM. Mithin Aus-

gleichszulage 401,54 RM. Dazu das gekürzt.

Diensteinkommen von 4171,18 RM., so dafi am 1. Juli

1933 4572,72 RM. jährlich auszuzahlen sind.

Am 1. Januar 1934 steigt der Verlust nach dieser V

Ordnung auf 14 v. H. Von diesem Tage ab stell* lieh

die Rechnung folgendermaßen:
Der Unterschied der gegentiberzustelleaden gekürzten

Diensteinkommen beläuft sich auf 1216,58 RM. 14 v. H.

von 6792 RM. ergibt 950,88 RM. Mithin Ausgleichszu¬

lage ab 1. Januar 1934 265,70 RM. Dazu das gekürzt.

Diensteinkommen von 4171,17 RM., so daß vom 1. Ja¬

nuar 1934 ab 4436,88 RM. jährlich zu zahlen sind.

Vom 1. Januar 1935 ab ist eine Ausgleichszulage nicht

mehr zu gewähren, so dafi an diesem Tage nur

4171,18 RM. jährlich an gekürztem Gehalt zu zahlen

sind.

V. Ueberstunden: Ueberstunden sind nach liö

lichkeit zu vermeiden. Soweit sie dennoch erforderlich

werden und durch später zu gewährende entsprechende

Freizeit nicht ausgeglichen werden können, ist eis

Ueberstunde höchstens mit der sich ans der Besolduiu

des Betreffenden ergebenden Stundenvergütung abzu¬

gelten. Der bisher gezahlte besondere Znsdalag zu

dieser Ueberstundenvergütung kommt also in Wegfall.

B. Diese Verordnung tritt mit dem 1. Oktober 1931 .n

Kraft. Wegen der sich aus dieser Regelung ergebenden

Rückzahlung bisher zuviel empfangenen Dienstbezü.

wird auf 1 39 Absatz 2 des Rcithsbesoldungsgeset?

verwiesen.

C. Die VAe. werden angewiesen, 1. den ihrer Aufsicht

unterstellten Kken. die vorstehende Verordnung noch

in dem laufenden Monat August bekanntzugeben, damit

diese Verordnung spätestens vom 1. September 1932 ab

durchgeführt werden kann; 2. die Kken. anzuhalten

eine Neuregelung ihrer Dienstordnung im Rahmen die-

r Verordnung innerhalb einer angemessenen FriM

aufzustellen.

RECHTSPRECHUNG

Nur dann,wenn diePffindung durcheinen

nach § 404 Abs. 4 RVO. bestellten An¬

gestellten der Kk. erfolgt ist, ist die Auf¬

sichtsbehörde der Kk. zur Entscheidung

über Einwendungen gegen die Zwangs¬

vollstreckung im Aufsichtswege befugt.

E. des RVA. vom 22. Juli 1032 — II K. 122 32

BS -.

I' «•! t b e s t a n d : Eine Kk. hatte wegen rück¬

ständiger Kassenbeiträge durch den Voll¬

ziehungsbeamten der Kreiskommunalkasse bei

einem Gutsbesitzer einen Kutschwagen pfän¬
den lassen. Der Einspruch des Gutsbesitzers,

daß dieser Wagen zur Fortführung des Wirt¬

haftsbetriebes unentbehrlich und deshalb die

Zwangsvollstreckung unzulässig sei, war sowohl

vom VA. als auch vom OVA. als sachlich un¬

begründet zurückgewiesen worden. Das RVA

hat auf die weitere Beschwerde des Guts¬

besitzers hin diese beiden Entscheidungen ai^

formellen Gründen aufgehoben, weil die Vor¬

instanzen zu einer Entscheidung über die Eii

Wendungen gegen die Zwangsvollstreckung üb«

haupt nicht zuständig gewesen seien nach $28
RVO. Rückstände von Kassenbeiträgen werd»

wie Gemeindeabgaben beigetrieben. Die Dur»

führung der Zwangsbeitreibung richtet sieb

nach den iandesgesetzlichen Vorschriften. Di«

sind auch maßgebend hinsichtlich der Fra

ob und in welchem Umfange Einwendung

gegen die Zwangsvollstreckung zulässig si;

insbesondere hinsichtlich der Frage, welei

Sachen der Pfändung nicht unterworfen si

Hier kommt nach § 90 des preußischen Kor

munalabgabengeseUes vom 14. Juli 1803 (Pi
Bische Gesetzsammlung S. 152) die Veror
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nung,
betreffend das Verwaltungszwangsver¬

fahren wegen Beitreibung von Geldbetragen,

vom 15 November 1899 (Preußische Gesetz-

unmlung S. 545) nebst den dazu ergangenen

Aenderungen in Betracht. Nach § 2 Abs. 2 die¬

ser Verordnung ist wegen vermeintlicher Män¬

gel des Zwangsverfahrens, welche die Frage be¬

treffen, ob die gepfändeten Sachen zu den

pfändbaren gehörten, nur die Beschwerde bei

,1er vorgesetzten Dienstbehörde des Beamten

zulässig, dessen Verfahren angefochten wird.

Da die Pfändung durch den Vollziehungs¬

beamten der Kreiskommunalkasse und nicht

durch einen nach § 404 Abs. 4 RVO. bestellten

Angestellten der Kk. vorgenommen worden sei,

wäre die Aufsichtsbehörde der Kk. grundsätz¬

lich nicht befugt gewesen, über Einwendungen

tregen die Zwangsvollstreckung im Aufsichts-

wetre zu entscheiden (vgl. EuM. Bd. 28 S. 470

Nr 188 und Bd. 30 S. 353 Nr. 139).

1. Die Versicherung gegen Arbeitslosig¬

keit hat stets die Pflichtversicherung in

einem der in § 69 AVAVG. bezeichneten

Versicherungszweige, regelmäßig also

In der Krankenversicherung, zur Voraus¬

setzung.

2. Bei Lehrlingen hat die Fortdauer des

Lehrvertrages nicht ohne weiteres auch

die Fortdauer der versicherungspflich¬

tigen Beschäftigung im Sinne der RVO.

zur Folge.
3. Für dieFrage,obwährend einer saison¬

mäßigenArbeitsunterbrechungauch eine

Unterbrechung des versicherungspflich¬

tigen Beschäftigungsverhältnisses eines

Lehrlings anzunehmen ist, sind in jedem
Falle die tatsächlichen und wirtschaft¬

lichen Verhältnisse maßgebend.

4. Besteht nach den tatsächlichen und

wirtschaftlichenVerhältnissen des Einzel¬

falles die Verfügungsmacht des Lehr¬

herrn Ober den Lehrling während der

Zelt der saisonmäßigen Arbeitsunter¬

brechung fort, so bleibt die Versiche¬

rungspflicht auch bei Wegfall der Lehr¬

lingsvergütung erhalten.

E. des RVA. — Großer Senat — vom 27. April
1932 - III Ar. 29/31 Bs. G.

\ u s den Gründen: Es war zunächst die Frage
iu prüfen, ob das Beschäftigungsverhältnis der Lehr¬

linge wahrend der saisonüblichen Arbeitsruhe im Winter

rtbesteht. Denn hiervon hängt die Fortdauer der

)Pfl. in der KV. und in der AlVers. während dieser

t ab. Die VPfl. in der AlVers. hat ihrerseits nadi

Sj stem dieses Versicherungszweiges stets die Pflicht-

-nherung in einem der im I 69 A\AVG. bezeichneten
^ «rsicherungszweige, regelmäßig also die Pflicht versieht

rung in der KV. zur Voraussetzung. Die Frage der

¦cherungs- und der Beitragspflicht kann aber gründ¬
et nur einheitlich für beide Versicherungszweige

beurteilt werden. Es ist dabei also auf die gesetzlichen
«hriften des Zweiten Buches der RVO. und die

allgemeinen Grundsätze der KV. zurückzugehen. Nach
"» Abs. 2 RVO. sind Lehrlinge aller Art \ «r>icherungs-

»flithtig. >ie stehen den sonstigen nach dem Zweiten

¦ie der KVO. versicherungspflichtigen Personen gleich.
<b mit der Abweichung, daü im allgemeinen ihre

icherung gegen Krankheit nicht davon abhängt, daü

Beschäftigung gegen Entgelt ausgeübt wird Wenn

MC 1 ehrlinge aud» im allgemeinen eine Vergütung er¬

halten, so ist doch fur die trage, ob das Beschäftigungs-
Verhältnis während der winterstillen Zeit fortdauert,

nicht entscheidend, daß die Lehrlingsvergütung während

dieses Zeitraums weitergezahlt wird. Insoweit konnte

der in der Entscheidung 3983 (AN. 1931 *S. IV 70 —

IIa K 308/30 —) vertretenen Auffassung, daß es für die

Frage der Fortdauer des versicherungspflichtigen

Beschäftigungsverhältnisses des Lehrlings in der Zeit
der Arbeitsruhe auf die Fortzahlung der Vergütung
entscheidend ankomme, nicht beigepflichtet werden. Der

Umstand, daß im Lehrvertrag eine Vergütung vereinbart

ist, die Vergütung aber l>ei der Unterbrechung der

Arbeit im Winter wegfällt, ist aber andererseits auch

nicht unbeachtlich. Ist nämlich im Einzelfall eine Ver¬

gütung vereinbart, so liegt ein entgeltliches Beschäfti¬

gungsverhältnis vor. Fällt die Vergütung im Winter

fort, so kann dies im Zusammenhang mit den

sonstigen Umständen des Falles möglicherweise für die

Auffassung der Beteiligten sprechen, daß das Beschäfti-

Sungsverhältnis während der stillen Zeit nicht fort-

auern soll.

Das RVA. hat auf dem Gebiete der KV. bisher in stän¬

diger Rechtsprechung (vgl. E. 2233 JAN. 1916 S. 588) und

3983 (AN. 1931 S. IV 70)) angenommen, daß ein

Maurerlehrling, der wegen des Ruhens der Bau¬

tätigkeit im Winter beurlaubt und nach dem

Lehrvertrag nur verpflichtet ist, nach Ablauf der

stillen Zeit das Lehrverhältnis fortzusetzen, in der

Zeit der Unterbrechung der Arbeit nicht gegen

Krankheit pflichtversichert ist. Die Begründung dieser

Auffassung geht im wesentlichen dahin, daß ein durch

Antritt der Arbeit wirksam gewordenes Beschäftigungs¬
verhältnis so lange fortdauert, bis es tatsächlich gelöst
ist, und daß die Frage, ob die Beschäftigung beendet

ist. lediglich nach tatsächlichen und wirtschaftlichen Ver¬

hältnissen zu beantworten ist. Voraussetzung für die

Fortdauer eines versicherungspflichtigen Beschäftigungs¬
verhältnisses ist, daß dem Arbeitgeber auch während

des Aussetzens der tatsächlichen Beschäftigung die Ver-

fügung-vmacht über die Arbeitskraft des Arbn. weiter

zusteht, was bei einer verhältnismäßig nicht zu laugen

Unterbrechung der Arbeit zutrifft, im Einzelfall aber

Tatfrage ist. An dieser grundsätzlichen Auffassung
wurde festgehalten. Bei Lehrlingen hat demgemäß die

Fortdauer des Lehrverhältnisses nicht ohne weiteres

auch die Fortdauer des versicherungspflichtigen Beschäfti¬

gungsverhältnisses zur Folge; Lehrverhältnis und

Beschäftigungsverhältnis im sozialversicherungsrecht¬
lichen Sinne sind vielmehr auseinanderzuhalten. Beide

können im Einzelfall auseinanderfalten. Für die Frage,
ob die Fortdauer eines Lehrverhältnisses bei Unter¬

brechungen der Beschäftigung des Lehrlings anzunehmen

ist, sind die Vorschriften der RGewO.. des HGB. und

der sonstigen einschlägigen Gesetze maßgebend. Nach

den Vorschriften und Grundsätzen der Sozialversicherung
dagegen bestimmt sich ausschließlich, ob in einem

solchen Falle noch ein versicherungspflichtiges Beschäfti¬

gungsverhältnis vorliegt. Grundlegend hierfür ist aber,

ob der Lehrling in der Winterpause in einem persön¬
lichen und wirtschaftlichen Abhängigkeitsverhältnis zu

dem Lehrherrn steht oder, mit anderen Worten, ob

die Verfügungsmacht des Lehrherrn über die Arbeits¬

kraft des Lehrlings auch während der Unterbrechung
der Beschäftigung fortdauert. Unter diesem Gesichts¬

punkt ist daher in erster Linie auch bei Lehrlingen
in einem Berufe mit saisonüblichen \rbeitsunter-

brechungen zu prüfen, ob trotz der Unterbrechung der

Arbeit eine Fortdauer der versicherungspfliditigen Be¬

schäftigung anzunehmen ist. Diese Frage kann nicht

allgemein und für alle Fälle im bejahenden oder ver¬

neinenden Sinne beantwortet werelen. In den Ent¬

scheidungen 2233 und 3983 ist zutreffend betont, daß in

jedem Falle die besonderen tatsächlichen und wirtschaft¬

lichen Verhältnisse maßgebend sind. Im allgemeinen
werden zwar die Verhältnisse so liegen, daß es dem

Lehrling während der Arbeitspause im Winter un¬

benommen ist. eine andere Beschäftigung aufzusuchen,

wenn er nur rechtzeitig im Frühjahr bei Wieder¬

aufnahme der Arbeit zur Verfügung steht. Der GroBe

nat vermochte hiernach der in der E. 3177 (AN. 1928

>. IV 1*8) vertretenen Auffassung, daß die KV.pflicht

gleichmäßig und ohne Unterschied der Saison das gan/**

urvrrhältnis umfasse, und daß daher zusammen mit

den KV.beitragen für die stille Zeit auch Beiträge zur

MVers. zu entrichten seien, nicht zu teilen.

Besteht nach den tatsächlichen und wirtschaftlichen Ver¬

haltnissen des Einzelfalls die Verfügungsmacht des Lehr¬

herrn während der Zeit der saisonmäfiigen Arbeits¬

unterbrechung fort, so bleibt die \ rr^icherung auch

dann erhalten, wenn die Lehrlingsvergütung in dieser

Zeit wegfällt Denn die Entareltlichkeit der Beschäfti

gung eines Lehrlings ist, wie bereits ausgeführt, grund
.eh fur die Frage der VPfl. unerheblich und gegen¬

über iei Tatsach dal* die ingsmacht rt-

.ht, nicht entscheidend.
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W.vtcichung von der bisherigen Rechtsprechung
auf dea Gebiete der KV. konnte auch der 1 74 AVA\<-

kenun Anlaß geben. Nach I 74 Abs. 1 ist \ersieherungs-
frei in der AlVers. die Beschäftigung auf Grund eines
schriftlichen Lehrvertrags von mindestens zweijähriger
Daner. Nadi Abs. 3 erlischt die VFr. 12 Monate vor

dem läge, an dem das lehrverhültnis durch Zeitablauf
endet. Die VFr. der Lehrlingsbeschäftigung ist zwar

von dem Gesetzgeber bewußt geschaffene besondere

Begünstigung der Lehrverhältnisse. Die Bedeutung der

rvhnft erschöpft sich aber nach ihrer Fassung untl

ihrem Inhalt in der zeitlichen Freist« llung des Lehr-

i «rhältnisses von der VPfl. in der AlVers. Sie spricht
zunächst in ihrem Abs. 1 eine an eine bestimmte Vor-

mattmag gebundene Ausnahme von dem die AlVers.
jerrschenclen Grundsalz des I 69 über die VPfl. aus,

nach welchem auch Lehrlinge fur den Fall der Arbeits-

igkeit versichert wären, weil sie für den Fall der

Kr.inkheit pflichtversichert sind. Wenn I 74 Abs. 3 vor-

M_h reibt, daß die \Fr. 12 Monate tat dem Tage er¬

lischt, an dem das Lehrverhültnis durch /eitablauf endet,
kommt dadurch, wie das Verhältnis ch hs. 3 zu

Ahs. 1 ergibt, lediglich negativ zum Ausdruck, daß von

dem bezeichneten Zeitpunkte ab die Ausnahme des
\bv 1 nicht mehr gilt, also lediglich die \ r r. nicht

mehr besteht. Die Vorschrift hat also nicht die Bedeutung
emer die VPfl. der Lehrlinge im letzten Lehrjahre
•elbtttadig und unabhängig vom § 69 begründenden

iderregelug in dem Sinne, daß den Lehrlingen die
1 rfullung der Anwartschaftszeit für den Unterstützungs¬
anspruch schlechthin auch dtirch solche Zeiten gewähr¬

tet sein soll, in denen nach den Grundsätzen der

K\. die Versicherung*- und die Beitragspflicht nicht be¬

stehen. Iur die VPfl. der Lehrlinge in der winter-

siillm Zeit ist vielmehr auch im letzten Lehrjahre
gel dtr bestehenden grundsätzlichen Abhängigkeit

der AlVers. woe der KV. der §69 AVAVG. als grund¬
legende Vorschrift maßpebend. Wird im letzten Lehr¬

jahre, awirn bei Lehrlingen in einem Saisonberuf.
«lie Kesthäftigung aus Saison mäßigen Gründen, oder bei

I elirlingen in sonstigen Berufen aus anderen (irunden
/ B. durch längere Krankheit, mangelnde Beschäfti¬

gung des Betriebes des I.ehrherrn) geringer, so ist nach

dei dargelegten Grundsätzen an Hand der tatsächlichen
und wirtschaftlichen Verhältnisse des Einzelfalls zu

prüfen, ob die versicherungspflichtige Beschäftigung und
demjremaH die Beitragspflicht dea Arbe. in der kV und
demgemäß auch in der AlVers. fortbesteht. Dies hat

allerdings zur Folge, dafl die Sondergruppe der I ehr-

linjre im Baugewerbe, soweit ihre Beschäftigung \er-

Mchrrungsfrei in der AlVers. ist, im allgemeinen infolge
der berufsublichen Unterbrechung der Beschäftigung im

II i/:en Lehrjahre die Anwartschaft für die Alu. nicht

erwerben kann. Der Große Senat sieht aber bei der

jenwartigen Gesetzeslage keine Möglichkeit, diese

\us\*irkung seiner grundsätzlichen Auffassung auf den

Unterstützungsanspruch zu beheben. Dabei konnte
andererseits die Bedeutung dieser Auswirkung dahin-

itelll bleiben im Hinblick darauf, dafl die Lehrlinge
überwiegend zu der Gruppe der jugendlichen Arbe
I ata bis zum vollendeten 21. Lebensjahr gehören, die

-iiin.iH I 87 Abs. 1 AVAVG. Anspruch auf die Alu. nur

h,t!>en. soweit der erforderliche Lebensunterhalt nicht
durch einen familienrechtlichen Anspruch gewährleistet
\us dem hier zu entscheidenden Einzelfall hat der

Große Senat aus der Vereinbarung im Lehrvertrag, daß
«ler I ehrling in der Zeit von Anfang November bis
Kndv Mar/ der Zustimmung des Lehrherrn bedarf,

m er ein anderes
^

Arbeitsverhältnis eingehen will.
und ein schriftlicher Nachweis erforderlich ist, daß ein

tokfcei Arbeitsverhältnis keiner längeren Kündigungs-
t als 14 läge unterliegt, entnommen, daß der I ehr¬

ling dem 1 ehrherrn jederzeit auf Abruf zur Verfügung
i« n rutilite. uber die Zeit seiner Beschtiftigungslusig-

keil nicht frei verfügen konnte und tatsachlich auch
niciit % erfügt hat. Bestand hiernach die Verfügungs¬
macht des Lehrherrn über d trbeitekrafl t\at I %mt*

lings auch wahrend der Affbeitsp _m Winter fort,
so war auch die Fortdauer der KV.pflicht, deatgeaaSM
«ler MVers.spflicht. und der Beitragspflicht zur AlYer*.
zu bejahen

Invalidenversicherungspflicht der soge¬
nannten Meistersöhne während der

Lehrzeit besteht nicht, wenn kein reines

Beschäftigungsverhältnis vorliegt.
E. des RVA. vom 9. September 103! (II1
2164 31), Abteilung für KV. und InvV.

Gründe: Nach Nr. 23c der Anleitung (AN. 1912

S. 745) und den dort angeführten Een. hindere

die zwischen Arbg. und Arbn. bestehende Ver¬

wandtschaft an sich das Zustandekomn:
eines Lohnarbeitsverhältnisses nicht. Jedoch
dürfe es in j«edem einzelnen Falle der Prüfung,
ob die Arbeit und der angebliche Lohn in c

Tat in dem Verhältnis von Leistung" und G«eg*
leistung zueinander stünden oder ob nicht vi.

mehr nur ein familienhaftes Gemeinschal
leben, eine unverbindliche Hilfeleistung unt

wirtschaftlich und sozial Gleichgestellten
sittlichen oder Anstandsrücksichten, eine auf
der Unterhaltspflicht beruhende Darreichung
der Lebensnotdurft vorliege. Bei der Beurteilung
der VPfl. eines BeschäftigungsverhältnK
zwischen Eltern und Kindern seien, wie auch

in der Entscheidung 2795II (AN. 1924 S. 11

EuM. Bd. 16 S. 14 Nr. 6) ausgeführt sei, ner

wirtschaftlichen auch ethische Gesichtspunk4
zu berücksichtigen. Denn nach den d'eutsc'u

Anschauungen über das Familienleben leisteten

Eltern und Kinder sich g«egenseitig au!

Grund d«es Familienbandes freiwillig, was sonst

auf dem Arbeitsmarkt durch Dienstvertr*i^«

sichergestellt werde. Auch sei nach § 1617 de

Bürgerlichen Gesetzbuchs das Kind, solang»

es dem elterlichen Hausstand angehört und von

den Eltern erzogen oder unterhalten wird, ver-

Efliehtet, in einer seinen Kräften und seinei

ebensstellung entsprechenden Weise den

Eltern in ihrem Hauswesen und Geschält»
Dienst zu leisten. Auf Grund dieser Erwägun¬
gen habe das RVA. in der Entscheidung 2998 il

(AN. 1926 S. 447 EuM. Bd. 19 S. 316 Nr. 14S)
die VPfl. zur KV. für den Sohn eines Hand¬

werksmeisters verneint, der nach Erlernung des

Handwerks in dem von ihm später zu über¬

nehmenden G«eschäfte des Vaters sich betätigt*
und an Zuwendungen lediglich die eines Hau

sohnes erhalte. Weiter seien entsprechend durch

die Entscheidung 3230 II (AN. 1928 S. IV 227,

EuM. Bd. 22 S. 414 Nr. 196) Meistersöhne :m

Sinne der Entscheidung 2998 II auch währen i

der Lehrzeit nicht für krankenversicherungs
pflichtig erachtet worden, wenn kein reines Be¬

schäftigungsverhältnis im Sinne des § 1'

Abs. 2 RVO. vor!i«ege. Ein solches sei ins¬

besondere dann nicht gegeben, wenn es von

vornherein vorwi-egend von dem Ziel

herrscht werde, den Sohn zum Geschäftsnach¬

folger heranzubilden. Die Entscheidung we_s<

in diesem Zusammenhang vor allem auf das

Erziehungsrecht des elterlichen Gewalthabers

gegenüber dem Kinde gemäß § 1631 BGB. hi_

Die Voraussetzungen der VPfl. der Lehrling*
zur KV. seien aber nach den gesetzlichen Vo:
Schriften für die InvV. dieselben, abgeseh»
von der unwesentlichen Verschiedenheit, d
eine dem § 174 Nr. 1 RVO. entsprechende I

freiungsvorschrift in der InvV. fehle. Das RV \
\be deshalb, wie auch das OVA. schon /

treffend angenommen habe, keine Bedenken g

tragen, den für die KV. ausgesprochene
Grundsatz auch auf die InvV. auszudehnen. 1

frage sich also nur, ob im vorliegenden F«

hierfür die Voraussetzungen gegeben seien. D

i zu bejahen.

Hier überwögen offenbar die sittlichen un

familienrechtlichen Gesichtspunkte, so d

von einem reinen Beschäftigungsverhältn
nicht die Rede sein könne. Der Schiächte:

meister W., der infolge einer Kri«egsbeschii
gung schlecht gehen könne, wolle seinen Soh
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.ch dessen Erklärungen in der Erlernung des

chlächterhandwerks fördern, damit er sich

möglichst bald von dem Geschäft mehr und

mehr entlasten und es seinem Sohne übergeben
könne. Auch das jugendliche Alter des Sohn«es

»reche gegen die Annahme eines reinen Be-

häftigungsverhältnisses. Wenn zwischen

Vater und Sohn ein förmlicher Lehrvertrag ab¬

geschlossen worden sei, so sollte damit nur den

Vorschriften der Fleischerinnung für die später
nötige Gesellen- und Meisterprüfung genügt

rden. Das ändere aber nichts daran, dai das

Beschäftigungsverhältnis in erster Linie durch

die Familienpflicht und Standesrücksicht be-

immt werde. Die Tatsache, daß der Vater ge¬

gebenenfalls eine andere Hilfe gebraucht hätte,
i lediglich eine natürliche und selbstverständ¬

liche Begleiterscheinung, die gegenüber den

mderen Umständen zurücktrete und für sich

«Hein dem Verhältnis nicht ein wirtschaftliches

(iepräge zu geben vermöge. Auch der Um¬

stand, daß der Sohn wöchentlich 3 RM.

Taschengeld erhalte, spreche nicht dagegen.
Denn die Entscheidungen, die im allgemeinen
über die VPfl. der Lehrlinge ergangen seien

(zu vergleichen EuM. Bd. 13 S. 229 Nr. 107a

und b, Bd. 17 S. 141 Nr. 69), sowie die Be¬
scheide des RVA. vom 9. August 1927 und
19. Februar 1930 (zu vergleichen EuM. Bd. 21
S. 86 Nr. 6 und Bd. 26 S. 507 Nr. 54), wonach
* ine das Drittel des ortsüblichen Tagelohns
cht übersteigende Barvergütung als gering¬

fügig und somit als unselbständiger Bestand¬
teil des freien Unterhalts anzusehen sei, be¬

rührten nicht die Frage, ob ein zwischen Vater
und Sohn bestehendes Beschäftigungsverhält¬
nis ein reines Beschäftigungsverhältnis sei
od» nicht. Insbesondere könne nach Lage
dt Einzelfalls ein reines Beschäftigungs¬
verhältnis zwischen Vater und Sohn aus den
oben angeführten Gründen verneint werden,
rch wenn das dem Lehrling gezahlte Taschen-
Id 3 RM. wöchentlich übersteige. —

Wenn nach § 377 Abs. 3 RVO. bei Be¬

triebskk.en für Betriebe des Reichs oder
derLänder dieAufgaben desVA. anderen
Behörden überfragen sind, so können

Entscheidungen dieser Behörden nicht

im Beschwerdeverfahren der RVO. nach

§§ 377,1797 RVO. angefochten werden.

Grundsätzliche E. des RVA. Beschlußsenat II
vom 25. Mai 1932 — II K 64 31 B —.

'tt bestand: An einer VertrfServers raun*

lung von Betriebskk.en einer Strombauverwal-
j. also eines Landesbetriebes, hatten auch

die Vorstandsvorsitzenden dieser Kassen teil-

ommen und der Oberpräsident als Chef der

^Trombauverwaltung hatte nach $ 377 Abs. 3
RVO, entschieden, daß die für sie entstandenen

Reisekosten und Tagegelder von der Strombau¬

verwaltung als dem Arbg. zu tragen seien. Auf
die Beschwerde der Strombauverwaltung hatte

OVA. diese Entscheidung des Oberpräsi¬
denten aufgehoben und die einzelnen Betriebs¬
kk.en zur Uebernahme der Kosten verurteilt.
OB RVA. hat die Entscheidung des OVA.
¦'itrehoben und ein Beschwerdeverfahren nach

577, 1797 RVO. überhaupt nicht für gegeben

angesehen, wenn, wie in diesem Falle, die Auf¬
gaben des VA. nach § 377 Abs. 3 RVO. einer
anderen Behörde übertragen worden sind. Es
hat dazu ausgeführt, daß die Vorschrift des

§ 377 Abs. 3 RVO., wonach bei Betriebskk.en
für Betriebe d«es Reichs oder der Länder die
oberste Verwaltungsbehörde Aufgaben des VA.,
die nicht der Spruchausschuß wahrzunehmen
hat, anderen Behörden übertragen könne, auf
einem Beschluß der Reichstagskommission be¬
ruhe. Man habe, nachdem die vom Entwurf

vorgeschlagenen Sonderversicherungsämter ab¬

gelehnt worden seien (siehe Kommissions¬
bericht I S. 87 bis 96) einen beschränkten Er¬
satz für die Sonderversicherungsämter schaffen

und damit den besonderen Verhältnissen dieser

Betriebe Rechnung tragen wollen (siehe Kom¬

missionsbericht IIS. 356). Wenn zu diesem Zweck

Aufgaben des VA. einer anderen Behörde von

dem Oberpräsidenten übertragen worden seien,
so sei damit diese Behörde nicht zum VA. ge¬
worden. Darauf deute schon der Wortlaut der

gesetzlichen Vorschrift hin, die nicht besage,
daß diese Behörde „als Versicherungsamt" ent¬

scheide. Diese Behörde werde also nicht in den

Instanzenzug der RVO. eingeordnet, vielmehr

seien dem VA. bestimmte Aufgaben entzogen
und dem Oberpräsidenten in seiner Eigenschaft
als Oberpräsident übertragen, der damit eine

Vergrößerung seines Verwaltungsbereichs er¬

fahren habe. Die übertragenen Aufgaben wer¬

den damit zu reinen Verwaltungsangelegen¬
heiten, eine Anfechtung der Entscheidung des

Oberpräsidenten sei daher nur im Rahmen der

verwaltungsmäßigen Zuständigkeit gegeben, das

Beschwerdeverfahren nach der RVO. aber aus¬

geschlossen.

Eine nach Beendigung des Arbeitsver¬

hältnisses erfolgte Lohnzahlung, die auf

einem bereits zur Zeit des Arbeitsver¬

hältnisses bestehenden Tarifvertrag be¬

ruht, hat auch eine Verpflichtung zur

Nachzahlung von Krankenkassenbeiträ¬

gen zur Folge, wenn sich durch die Nach¬

zahlung der Grundlohn erhöht.

E. des RVA. vom 8. Dezember 1931 — II K

37/31 B.

Soweit die Entscheidung des VA. die Nicht-

anr«echnung des Beitragsteiles des Arbeitneh¬

mers Z. auf seine Lohnnachzahlung ausy

sprochen hat, ist sie nach § 405 Abs. 1 RVO.

endgültig und unterliegt d«eshalb keiner Nach¬

prüfung durch die höhere Instanz. Es blieb

daher nur zu entscheiden, ob die beschwerde¬

führende Kasse verpflichtet ist, an den Arbeit¬

geber die bereits gezahlten Beitragsteile von

17,82 RM. zurückzuzahlen. Insoweit liegt aller¬

dings ein Beitr streit vor, der im Rahmen

des § 405 Abs. 2 zu entscheide^ ist. Sachlich

konnte aber der Entscheidung des VA. nicht

beigetreten werden. Wenn uch nach der

Rechtsprechung des RVA. eine mit Rückwir¬

kung auf einen früheren Zeitpunkt bewillig;
Lohnerhöhung keinen Einfluß uf die B»

messung dei Grundlohns für die bereits ver-

ne Zeit hat, so gilt das doch nur, wenn

/ur Zeit der Beitrag Entrichtung kein KechtS-
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anspruch auf den spater rückwirkend erhöhten

Lohn bestand. Andernfalls muß eine Lohn¬

nachzahlung berücksichtigt werden. Das RVA.

hat bereits in der E. 3948 (AN. 1931 S. IV

34 = EuM. Bd. 29 S. 123 Nr. 46) ausge-

spro«cheru daß für die Berechnung des Beitrags
in der AngV. nicht lediglich das tatsachlich

ausgezahlte Monatsgehalt, sondern das Gehalt

maßgebend sei, auf dessen Zahlung bei

Fälligkeit des Beitrags ein Rechtsanspruch be¬

standen habe (zu vgl. ferner für die entspre¬

chende R«echtsauffassung in der AlVers. «die

E. 3419, AN. 1929 S. IV 187 = EuM. Bd. 24

S. 272 Nr. 116). Der Senat trug keine Beden¬

ken, diese Rechtsprechung auch auf das Ge¬

biet der KV., wo die einschlägigen Verhält¬

nisse gleichliegen, zu übernehmen. Es war

daher zu prüfen, ob der Lehrling Z. bereits

während des Beschäftigungsverhältnisses bei

T. einen Anspruch auf höheren Lohn hatte.

Das OVA. hat diesbezüglich unter Hinweis auf

die Rechtsprechung des Reichsarbeitsge¬
richts (zu vgl. Bensheimersche Sammlung Bd.

2 S. 1 Nr. 1 und S. 12 Nr. 3) ausgeführt, daß

ein Arbn. nicht gezwungen sei, den Tariflohn

zu verlangen, und daß demzufolge ein Arbeits¬

verhältnis gegen eine unter den Tarifsätzen

liegende Entlohnung durchaus möglich sei.

Dieser an sich zulässige Verzicht auf tarif¬

mäßige Entlohnung könne sowohl ausdrück¬

lich, als auch durch eine längere Zeit hindurch

fortg«esetzte Annahme des geringeren Lohnes

stillschweigend erklärt werden.

Z. hat aber auf den tarifmäßigen Lohn nicht

verzichtet. Er hatte demnach bereits während

der Beschäftigung bei seinem Lehrherrn einen

Rechtsanspruch auf den höheren, tarifmäßigen
Lohn. Demzufolge war dieser Lohn auch der

Berechnung* der Beitrage zur KV. zugrunde
zu legen.

Bei der Prüfung, ob ein versicherungs¬

pflichtiges Lohnarbeitsverhältnis zwi¬

schen Verwandten vorliegt, sind die

wirtschaftlichen Verhältnisse der Nach¬

kriegszeit besonders zu berücksichtigen.

E. des RVA. Abt. II vom 10. Dezember 1931
- II 1. 1788/31 -.

Gründe: Die Verwandtschaft an sich stehe

grundsätzlich der Bejahung eines versiche¬

rungspflichtigen Lohnarbeitsverhäitnisses nicht

entgegen. Es sei nur im Einzelfall beson¬

ders genau zu prüfen, ob in der Tat ein L o h n -

arbeitsverhältnis vorli«ege, ob also in

Wirklichkeit die Arbeit und der angebliche
Lohn im Verhältnis von Leistung und Gegen¬
leistung zueinander stünden.

Ueber die Gesichtspunkte, die für di«ese Prü¬

fung maßgebend seien, habe sich das RVA. auf

dem Gebiete der InvV. in zahlreichen Een.

ausgesprochen,- die zum großen Teil aus der

Zeit vor dem Kriege stammen (zu vgl.
E. 1535, AN. 1911 S. 398; E. 1605, AN. 1912

S. 825, EuM. Bd. 1 S. 147 Nr. 104; E. 1756

AN. 1913 S. 678, EuM. Bd. 1 S. 158 Nr. 109;

E. 1923, AN. 1914 S. 774, EuM. Bd. 4 S. 264

Nr. 135; E. 2795, AN. 1924 S. 115, EuM. Bd 16

S. 14 Nr. 6). In diesen Een. sei allerdings
zum Ausdruck gebracht, daß nach deutschen

Anschauungen über das Familienleben Eltern
und Kinder sich auf Grund d«es Familien¬

bandes freiwillig leisteten, was im freien Ver¬

kehr auf dem Arbeitsmarkt durch Dienstver¬

träge sichergestellt werde. Auch die Leistung
eines Entgelts erfolge, wenn nicht auf Grund
der gesetzlichen Unterhaltspflicht, der Regel
nach nicht auf Grund der Vorstellung vertrag¬
licher, durch Richterspruch zu erzwingender
Gebundenheit, sondern freiwillig, auf Grund

sittlicher Pflicht, um dem Angehörigen eine

seinen Bedürfnissen und dem öesamtinteresse

der Familie angemessene Lebenshaltung zu

ermöglichen. Hieraus sei zu entnehmen, daß

immer besondere Umstände vorliegen müssen,
die geeignet seien, jene Vermutung zu ent¬

kräften, um ein zwischen Verwandten bestehen¬

des, mit Arbeitsleistungen gegen Entgelt ver¬

bundenes Verhältnis als ein mit Ueber- und

Unterordnung verbundenes versicherungs-

f)flichtiges Dienstverhältnis erscheinen zu

assen.

Solche besonderen Umstände seien von Fall zu

Fall geltend zu machen, zu ermitteln und zu

prüfen. Die Entscheidung der Frage, ob auf

Grund der tatsächlichen Unterlagen ein Lohn¬

arbeitsverhältnis angenommen werden könne,

unterliege aber in jedem einzelnen Falle dem

freien richterlichen Ermessen der entscheiden¬

den Behörde. Daß bei «dieser Entscheidung die

allgemeinen wirtschaftlichen Verhältnisse, die

heute nach dem Kriege und der dadurch be¬

dingten Not völlig andere seien, als in den

Jahren vor und während des Krieges, eine

ausschlaggebende Rolle spielten, sei aber zu¬

treffend. Immerhin werde man bei der Prüfung
der Frage, ob eine invalidenversicherungs-

pflichtige Tätigkeit gegeben ist, auch heute

noch verlangen müssen, daß die früher vom

RVA. als notwendig erachteten sonstigen Vor¬

aussetzungen vorlägen. Dazu gehörte eine ge¬

wisse Regelmäßigkeit der Arbeitsleistung, die

Notwendigkeit einer bezahlten Hilfskraft im

Betriebe, die Zahlung eines vereinbarten Lohns,

ein gewisses Unterordnungsverhältnis zwischen

Arbg. und Arbn. u. a. m. Liege das aber vor,

so werde man in der heutigen Zeit, in der

die wirtschaftliche Not infolge des Verlustes

so vieler Kapitalvermögen und Ersparnisse
die Bevölkerung aller Schichten zwänge, bis

in das höchste Alter, soweit sie nur irgend
noch arbeitsfähig sei, Lohnarbeit zu verrichten,

viel eher als vor dem Kriege geneigt sein

müssen, ein Lohnarbeitsverhältnis auch zwischen

Verwandten anzuerkennen.

Unverlangt eingehende Manuskripte

werden bei NichtVerwendung nur zurück¬

gesandt, wenn Rückporto beigefügt wurde.

Verantwortlicher Schriftleiter: Josef Aman. — Verlag dea Zentralverbandes der Angestellten (O. Urban).

Druck: Vorwärts Budidruckerei Paul Singer & Co. — Sämtlich in Berlin.
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Ik.Z.

Hs. 2.

Ate .2

A.

Eine nach I 6t Abs. 2 RKnG. infolge Wiederverhei-

ratung weggefallene kaappschaftlicfae Witwenpen¬
sion lebt nicht wieder auf, wenn diese aeoe Ehe

wieder geschieden wird.
• E. der RVA. III (2. Rev.-Sen.) rom 28. April 1932

— Illa Kn. 1210/31 —.

II

4.

J4

2 K.

tc 6.)

Wäl Auf die 300 Beitragsmonate in I 36 RKnG. sind

Monate, in denen das Mitglied wegen Krankheit

«»eise arbeitsunfähig und nachweislich verhin¬

dert war, seine Berufstätigkeit fortzusetzen, nicht

anrechenbar.
• E. des RVA. IH (2. ReT.-Sen.) ?om 7. April 1932

- IHa Kn. 1256/31 — AN. 1932, S. IV» 24t, Nr. 4383.

Beitrittsberechtigte Mitglieeler der Pensionskasse eines

als Krsatzkasse zugelassenen bisherigen Knapp¬
schaftsvereins sind, solange sie in knappschaftlichen
B< trieben tätig sind, nicht berechtigt, nach I 76

RKnG. Anerkennungsgebühren zu zahlen. Sie

haben, solange sie die Versicherung überhaupt fort¬

setzen wollen, nach Artikel 34 Satz 2 des Ein-

fuhrungsgesetzes zum RKnG. in Verbindung mit

I 159 der Satzung der Reichsknappschaft die rollen

Beiträge zn entrichten.
• E. des RVA. III (3. Rev.-Sen.) vom 29. April 1932

- HIa Kn. 1535ttl».

Der im Lebrvertrag für die Beendigung des Lehr¬

verhältnisses vereinbarte Zeitpunkt ist bei der An¬

wendung des t 74 Abs. 3 AVAVG. auch dann maß¬

gebend, wenn das Lehrverhältnis vorzeitig abge¬
brochen und sodann erst die Lehrzeit durch die zu¬

ständige Stelle gekürzt wird,
• E. des RVA. III (Spr.-Sen.) vom 8. April

31 - AN.

59 1*
7ii. Ha.

tum«,
tum.

Urt.2#r

Rirx-Arl-

Ttn. f.

27.1.31.)

Wenn der Kurzarbeiter an den ausfallenden Ar¬

beitstagen den erforderlichen Lebensunterhalt dnreh
andere selbständige entgeltliche Arbeit erwirbt, was

nach den gesamten Umstanden des Einzelfalles zu

beurteilen ist, unter Beachtung der zu I 89a Abs. 2a

Satz ! erster Halbsatz des AVAVG. aufgestellten
Richtlinien, so bat er für diese Tage keinen An¬

spruch auf die KurzarbU. Deckt der Ertrag der
„anderen selbständigen entgeltlichen Arbeit den
erforderlichen Lebensunterhalt nur teilweise, geht
die Arbeit aber über den nach I 112 des AVAVG.
für die selbständige Arbeit bezeichneten Umfang
hinaus, so ist der erzielte Ertrag auf die KurzarbU.
anzurechnen. Der Ertrag einer geringfügigen Be¬

schäftigung im Sinne des I 75a Abs. 2 des AVAVG.
oder einer vorübergehenden Beschäftigung im Sinne
des I 168 der RVO. ist in vollem Umfange auf die
KurzarbU. anzurechnen.
• E. des RVA. III (Spr.-Sen.) vom 11. Dezember
1931 - HIa AV. 29631 — AN. 1932. S. IV. 252 Nr.

4398.

74 Ate. 3

M

§8131.
111b

ata«.

(»rt. 3

Isn-M.-

!m. ?.

27.1.31.)

Fällt der letzte Tag der Mindestbetriebswartezeit
des Art. 3 der V. über KurzarbU. vom 27. August
1931 in den Lauf einer Kalenderwoche, so kann für

diese Woche die KurzarbU. noch nicht beansprucht
werden.
• E. des RAV. III (Spr.-Sen.) vom 22. April 1932 —

IHa AV. 47/32 — AN. 1932. S. IV, 253. Nr. 4399.

HIa Ar. 409/1 1932,

8.
April

1932 —

S. IV. 241, Nr. 4384.

7Ss.I1

3.143k

IVA«

M ff.

lOK 117.

I IIA«.

Eine Beschäftigung, die zunächst auf Grund des

I 71 AVAVG. versicherungsfrei war, bleibt auch

nach dem Zeitpunkt, in dem ihre Versicherungs¬
freiheit nach § 71 Abs. 3 erlöschen würde, ver-

si<herungsfrei, wenn sie im Sinne dee I 75a AVAVG.

geringfügig ist.

Von diesem Zeitpunkt ab ist aber der Arbeitgeber
nach I 143b AVAVG. beitragspflichtig.
• Bescheid des RAM. vom 8. Juni 1932. — IV. 2197/32

Alu — EnM. Bd. 32, S. 345.

belange eine Alu. auf Grund der II 90, 92. 93. 93c

AVAVG. gesperrt ist, ist sie noch nicht im Sinne

des I 105a Abs. 1 S. 1 AVAVG. gewährt.
• E. der RVA. III (Spr.-Sen.) vom 8. April 1932 —

lila Ar. 40831 — AN. 1932. S. IV. 247, Nr. 4393.

9 tit ff Die Frage, ob ein Arbeitnehmer, der Alu bezieht

ATI«. und sich einem Ausbildungslehrgang unterziehen

will, auch während des Lehrgangs Anspruch auf den

Fortbezug der Unterstützung hat, kann nicht im

Wege der Feststellungsklage entschieden werden.
• E. des RVA. III (Spr.-Sen.) vom t8 März 1932. —

HIa AV. 432/31. — AN. 1932, S. IV, 257. Nr. 4403.

»171.
110 AfA«.

(§i»m_,

§130 TM.)

§§U0tf.
30 ATA«.

(§S 1171.

1B02 m.)

Will der Arbeitslose gegen eine Entsch. des Vor¬

sitzenden des Arbeitsamts Einspruch einlegen, so ist

der Einspruch schriftlich oder mündlich zur Nieder¬

schrift zu erklären.
• E. des RVA. III (Spr.-Sen.) vom 4. März 1932. —

IHa AV. 446/31. — AN. 1932, S. IV. 258. Nr. 4405.

I 1802 der RVO. eilt jedenfalls für das Berufungs¬
verfahren der AlVers. entsprechend.
• E. des RVA. IU (Spr.-Sen.) vom 18. März 1932. —

III« AV. 426 31. — AN. 1932, S. IV. 262, Nr. 4410.

n im Rahmen einer Auslandsbeschäftigung ver¬

brachter Urlaub darf auf die Anwartsdiaftszeit des

I 95 Abs. 1 AVAVG. nur angerechnet werden, wenn

die Auslandsbeschäftigung der AlVers. unterliegt.
• E. des RVA. III <Spr.-Sen.} vom 18. März 1932 —

IHa AR. 241/31 — ANT 1932, S. IV 242, Nr. 4385.

Bei Ehegatten, die den ehelichen Aufwand aus

ihrem Arbeitsverdienst zusammen bestreiten, liegt
Gewährung des überwiegenden Unterhalts dann

vor, wenn ein Ehegatte mehr als die Hafte des

gemeinsamen ehelichen Aufwandes bestritten hat . . .

• E. des RVA III (Spr.-Sen.) vom 11. Dezember 1932

— HIa AV. 438/30 — AN. 1932, S. IV, 243, Nr. 4388.

[§§1QJ Die Prüfung, ob der Arbeitslose einen Angehörgen
Ate. 2 S. I bis zum Eintritt «der Arbeitslosigkeit ganz oder

M ky. | überwiegend unterhalten hat, ist auch während des

ItSaAta. 1
Laufes «aer Unterstützungsperiode aus Anlaß des er¬

litt
neuten Eintritts der Arbeitslosigkeit nach Zwischen-

beschaftigungen des Arbeitslosen zulässig.
• E. des RVA. III (Spr.-Sen.) vom 4. März 1932. —

lila AV. 421/31. — AN. 1932, S. IV. 244. Nr. 4389.

Auch eine getrennt lebende Ehefrau erhalt die Alu

nur, soweit sie bedürftig ist.
• E_ des RVA. III (Spr.-Sen.) vom 15. April 1932 —

HIa AV. 474'31 — AN. 1932. S. IV, 248 Nr. 4394.

Wird in einem gewerblichen Betriebe, in dem Kurz¬

arbeit verrichtet wird, an einem Sonntag gearbeitet,
so mindert sich die Zahl der in der betreffenden

Kalenderwoche ausfallenden Arbeitstage im Sinne
der VO. über KurzarbU. vom 27. August 193t um

einen Tag. Demgemäß besteht nach Art. 1 Abs. 1

Satz 1 dieser VO. kein Anspruch auf Kurzarbl
wenn in einer Kalenderwoche nm Sonntag und an

drei weiteren Tagen gearbeitet wird nnd die übri¬
gen drei Arbeitstage ausfallen.
• E. des RVA. III (Spr.-Sen.) vom 8. April 1932 —

HIa AV. 447,31 - AN. 1932. S. IV, 251 Nr. «97.

StIMfeU
um.

§ ImmJämA
ATA«.

As. 21 Hr.

v. 25. S. 2t

Art. 3 s. i.

ItaZIrb.-

Ffcs_-Hr.f.

23.1i.U31

IIS. IN.

1I7U12I

ATA«)

Ist die Entsch. des Spruchausschusses versehentlich

ein zweites Mal zugestellt worden, so ist für Beginn
und Ende der Berufungsfrist allein die erste Zustel¬

lung maßgebend.
• E. d«es RVA. III (Spr.-Sen.) vom 26. Februar 1932
— HIa Ar. 453/31 — AN. 1932. S. IV 220 Nr. 4378.

Saisonarbeiter, die in der Schweiz außerhalb des

Bezirks des Grenzverkehrs beschäftigt sind und

während der Beschäftigung nur ab und zu in das

Reichsgebiet zurückkehren, sind nicht als Grenz-

Singer im Sinne des Gesetzes über das zwischen

em Deutschen Reich und der Schweizerischen Eid-

5
enossenschaft abgeschlossene Uebereinkommen über

ie ArbIV. der Grenzgänger vom 12. 4. 1928 und der

V. über die ArbIV. der Grenzgänger an der deutsch¬

schweizerischen Grenze vom 25. 5. 1928 anzusehen.
• E. des RVA. III (Spr -Sen.) vom 4. Dezember 1932
— HU Ar. 365 30 — AN. 19C2. S. IV 217 Nr. 4375.

Der kapitalisierte Teil einer Rente ist nicht als

eigenes Einkommen im Sinne von Art. 3 der

KrisFürsV. anzusehen. Dagegen sind die Ertrtf-
nisse «us der Kapitalabfindungssumme als Erträg¬
nisse aus Vermögen gemai! Art. 5 Abs. 2 aaO. zu be¬

rücksichtigen.
• E. des RVA. III (Spr.-Sen.) vom 19. Februar 1932
— HIa Ar. 468«! — EuM. Bd. 32 S. 156 Nr. 69.

Ar.1 ier

Hr.*»

lirotf.

Mi 27.1.

1!31(§1H
ITA«)

Em Betrieb im Sinne des Art. 1 der V. über

KurzarbU. vom 27. 8. 1931 liegt auch dann vor, wenn

die gesamte Belegschaft wegen Arbeitsmangels ent¬

lassen worden ist und sich aus den gesamten Um¬

standen des Einzelfalles erribt. daß die Arbeit sm

Betriebe in nicht zu ferner Zeit wieder aufgenommen
wird. Der Annahme, daß in einem Betricrbe im Sinne

des Art. ! aaO. ..regelmäßig mindestens 10 Arbeit¬

nehmer beschäftigt werden", steht »icht entgegen,
dafi die Zahl der Arbeitnehmer nach Einführung
der Kurzarbeit vorübergehend unter diese Zahl
sinkt.
* E. dea RVA. III (Spr.-Sen ) vom 27. November

1931 — HIa Ar. 272/31 - AN. 1932. S. IV 212 Nr 4271.



Abgabe zur Arbeitslosenhilfe. Bearbeitet in der Ge¬

schäftsstelle des Hauptverbandes deutscher Kranken¬

kassen e. \ Verlagsgesellschaft deutscher Kranken¬

kassen m.b.H., Berlin-Charlottenburg, Berliner Str. 137.

58 Seiten. Preis brosch. 1,50 BM. — Die Verordnungen
und Vorschriften, die den Kken. die Erhebung der

Abgabe zur Arbeitslosenhilfe zuweisen, lassen deutlich

den Charakter eiliger Gesetzgebungsarbeit hervortreten.

In vielen Punkten ist die Anpassung an die prak¬
tischen Gegebenheiten des Beitragseinzugs der Kken.

schwer erkennbar. Dadurch sind Unklarheiten geschaffen,
die zu den Schwierigkeiten, die ein neues Wirkungs¬
gebiet an sich mit sich bringt, hinzutreten. Es ist

deshalb zu begrüßen, daß die Verlagsgesellschaft deut¬

scher Kranken/assen in kürzester Frist mit einer Schrift

hervortrat, die den Kken.. Arbeitsämtern, Versiche¬

rungsbehörden und ihren Angestellten einen Leitfaden

an die Hand gibt, der für die Durchführung der neuen

Aufgaben beste Dienste leistet. Umfassend und sorg¬
sam sind zu den einzelnen Bestimmungen Erläuterungen
zusammengetragen, die über die Handhabung der Ver¬

ordnungen und über die aufgetauchten Zweifelsfragen
sicheren Aufschluß geben. n besonderem Wert ist,
daß hier Material aus der Praxis für die Praxis Ver¬

wendung fand. Da die Schrift nicht nur die NV. vom

14. Juni 1932. sondern auch sämtliche dazu ergangenen

Durchführungsvorschrifren und Rundschreiben enthält,
ist sie in ihrer Vollständigkeit allen Beteiligten ein

unentbehrliches Hilfsmittel.

Millionen klagen an. Marxistische Mißwirtschaft in den
Krankenkassen. Von Johannes Engel und Franz Eisen¬

berg. J Y Lehmanns Verlag, München 1932. — Ein
raffiniert geschriebenes Buch, das den Laien in Sozial-
versicherungsfragen — und das sind ja leider ein sehr

großer Teil _fef BevftlkerUf und der Leser dieses
Buches — für den Gedanken einzufangen versucht, daß
in der deutschen Sozialversicherung alles, aber auch
alles oberfaul ist. Das wird in eine F r/ählungsform
gekleidet, in der der berühmte groÜe Unbekannte die

größte Rolle spielt. Deshalb ist es auch, von wenigen

Ausnahmen abgesehen, ganz unmöglich, nachzuprüfen.
was an dem Ganzen Dichtung und Wahrheit ist. Soweit
es sich um wirkliche Vorkommnisse von Mißwirtschuft
handelt, verurteilt und beurteilt jeder ehrliche Freund
der Sozialversicherung sie genau so wie die Verfasser.
Aber der Zweck dieses Buches ist ja nicht, zu bessern,
sondern der grofien Masse des Volkes die Sozial¬

versicherung zu verekeln und zu verleiden, und deshalb
ist dieses Buch gleich gefährlich, wie es innerlich un¬

wahrhaftig ist. Der unvoreingenommene Leser merkt
nur zu leicht den Zweck und wird verstimmt.

Mitteilungsblatt des Landesarbeitsgerichts Berlin. Heraus¬

gegeben von Ernst Rüben, Landgerichtsdirektor.
Vorsitzender des Landesarbeitsgerichts Berlin, 1. und

2. Juhheft 1932, Verlag Georg Stilke. Berlin NW 7.

Dorotheenstraße 65. Bezugspreis vierteljährlich 3,— Mk.
— Zum fünfjährigen Bestehen des Mitteilungsblattes
wurde eine Sondernummer herausgebracht. Darin sind

Aufsätze von den mit der Tätigkeit des Landesarbeits¬

gerichts eng verbundenen Personen wie Rechtsanwälten,
werkschüftsangestellten und Arbeitgebersvndizi ent¬

halten. Sie behandeln die ihnen naheliegenden Gei>iete
aus dem Arbeitsrecht. Darunter sind sehr lesenswerte

Abhandlungen. Wir wünschen, daß in den in Frage
komme;i<Jeri Kreisen die gute Zeitschrift dadurch noch

mehr bekannt wird.

Handbuch des

Krankenversicherungsrechts
von Helmut Lehmann

Die 7. Auflage erscheint als Lose - Blatt - Buchausgabe in 3 Banden.

Ein Veralten ist ausgeschlossen, da Änderungen jeglicher Art unauf¬

gefordert gegen billigste Berechnung nachgeliefert werden. Das Handbuch

enthalt die vollständige Reichsversieherungsordnung und die für die Kranken¬

versicherung wichtigsten Nebengesetze. — Neben dem Gesetzestext sind

die Ausführungsverordnungen, Erlasse, Rundschreiben, die Entscheidungen,
Literaturangaben, Erläuterungen usw aufgenommen.

Preis des Gesamtwerkes 40,— RM.

Abgabe zur Arbeitslosenhilfe
Für den Handgebrauch erläutert. — Bearbeitet in der Geschäftsstelle des

Hauptverbandes deutscher Krankenkassen e. V., Berlin.

Preis , . . 1,50 RM.

Apotheken und Krankenkassen
Eine Sammlung der für alle Krankenkassen und Apotheken wichtigen Be¬

stimmungen, Vereinbarungen. Verordnungen und Abkommen.

Preis 1.- RM.

Verlagsgesellsehaft deutscher Krankenkassen mbH.,
Berlin-Charlottenburg. Berliner StraBe 137


